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Gesamte Rechtsvorschrift für Recycling-Baustoffverordnung, Fassung vom 28.02.2020 

Langtitel 

Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft über die 
Pflichten bei Bau- oder Abbruchtätigkeiten, die Trennung und die Behandlung von bei Bau- oder 
Abbruchtätigkeiten anfallenden Abfällen, die Herstellung und das Abfallende von Recycling-Baustoffen 
(Recycling-Baustoffverordnung – RBV) 
StF: BGBl. II Nr. 181/2015 

Änderung 

BGBl. II Nr. 290/2016 

Präambel/Promulgationsklausel 

Auf Grund der §§ 4, 5, 14 Abs. 2 Z 7 und § 23 Abs. 1 des Abfallwirtschaftsgesetzes 2002 
(AWG 2002), BGBl. I Nr. 102/2002, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 193/2013, 
wird, hinsichtlich der §§ 1 bis 13 und 16 bis 19 dieser Verordnung im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft, verordnet: 

Text 

1. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

Ziel 

§ 1. Ziel dieser Verordnung ist die Förderung der Kreislaufwirtschaft und Materialeffizienz, 
insbesondere die Vorbereitung zur Wiederverwendung von Bauteilen und die Sicherstellung einer hohen 
Qualität von Recycling-Baustoffen, um das Recycling von Bau- oder Abbruchabfällen im Sinne 
unionsrechtlicher Zielvorgaben zu fördern. 

Geltungsbereich 

§ 2. Diese Verordnung gilt für 

 1. Bau- oder Abbruchtätigkeiten und daraus resultierende Abfälle, 

 2. die Herstellung und die Verwendung von Recycling-Baustoffen als natürliche oder recyclierte 
Gesteinskörnung durch die Behandlung bestimmter Abfälle gemäß Anhang 1, 

 2a. die Herstellung und die Verwendung von Recycling-Baustoffen als industriell hergestellte 
Gesteinskörnung durch die Behandlung von im Anhang 1 angeführten Stahlwerksschlacken für 
die Einsatzbereiche gemäß § 13 Z 8 und § 17 Z 3 und 

 3. bestimmte Recycling-Baustoffe, bei denen die Abfalleigenschaft gemäß § 5 Abs. 2 des 
Abfallwirtschaftsgesetzes 2002 (AWG 2002), BGBl. I Nr. 102/2002, endet. 

Begriffsbestimmungen 

§ 3. Im Sinne dieser Verordnung ist 

 1. „Abbruch“ jede Abbruchtätigkeit, bei der Bau- oder Abbruchabfälle anfallen, dazu zählen auch 
Teilabbruch, Umbau, Renovierung, Sanierung, Reparatur, Abbauarbeiten, 
Instandhaltungsarbeiten und Instandsetzungsarbeiten; 

 2. „Asphaltmischgut“ eine in Asphaltmischanlagen technisch hergestellte Mischung aus dem 
Bindemittel Bitumen und Gesteinskörnungen; 

 3. „Ausbauasphalt“ Asphalt, der durch Fräsen von Asphaltschichten, durch Zerkleinern von 
Schollen, die aus Asphalt-Fahrbahnbefestigungen herausgebrochen wurden, oder von aus 
Schollen stammenden Klumpen oder aus verworfenem oder überschüssigem Asphalt gewonnen 
wurde; 
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 4. „Bauherr“ eine natürliche oder juristische Person oder sonstige Gesellschaft mit 
Rechtspersönlichkeit, in deren Auftrag eine Bau- oder Abbruchtätigkeit ausgeführt wird; 

(Anm.: Z 5 aufgehoben durch BGBl. II Nr. 290/2016) 

 6. „Bauunternehmer“ eine vom Bauherrn mit der Durchführung von Bau- oder Abbruchtätigkeiten 
beauftragte natürliche oder juristische Person oder sonstige Gesellschaft mit 
Rechtspersönlichkeit; 

 7. „Einkehrsplitt“ Kehrgut aus der Straßenbewirtschaftung im Zuge der Frühjahrskehrung von 
Splittstreustrecken mit mehr als 60 Masseprozent Splittanteil und weniger als ein Masseprozent 
an sonstigen Siedlungsabfällen (Littering); 

 8. „gering durchlässige, gebundene Deck- oder Tragschicht“ eine bindemittelgebundene Schicht 
(hydraulische oder bituminöse Bindung), welche die Durchsickerung der darunter liegenden 
Schichten mit Niederschlägen dauerhaft weitgehend verhindert; 

 9. „Hauptbestandteil“ ein Material einschließlich Materialverbunde, das mit mehr als fünf 
Volumsprozent, bezogen auf die vorhandenen Materialien, im zum Abbruch vorgesehenen Teil 
des Bauwerkes vorkommt; 

 10. „Hersteller von Recycling-Baustoff“ ein Hersteller gemäß Artikel 2 Z 19 der Verordnung (EU) 
Nr. 305/2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen für die Vermarktung von 
Bauprodukten und zur Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG, ABl. Nr. L 88 vom 4.4.2011 S. 5, 
(im Folgenden: EU-Bauprodukte-Verordnung) einschließlich jeder natürlichen oder juristischen 
Person oder sonstigen Gesellschaft mit Rechtspersönlichkeit, die Recycling-Baustoffe auf der 
Baustelle zum Zweck des Einbaus in das jeweilige Bauwerk herstellt; 

 11. „industriell hergestellte Gesteinskörnung“ eine Gesteinskörnung mineralischen Ursprungs, die 
industriell unter Einfluss thermischer oder sonstiger Prozesse entstanden ist; 

(Anm.: Z 12 aufgehoben durch BGBl. II Nr. 290/2016) 

 13. „Linienbauwerk“ ein longitudinales Bauwerk, welches Infrastrukturaufgaben erfüllt zB Straße, 
Weg, Gleisanlage, Tunnel, Leitung, Kanal oder Flusssicherungsanlage. Nicht als Linienbauwerke 
im Sinne dieser Verordnung gelten Hoch- oder Tiefbauten, die im unmittelbaren Zusammenhang 
mit Linienbauwerken stehen (zB Autobahnraststätten, Stellwerke, Kläranlagen oder Brücken); 

 14. „natürliche Gesteinskörnung“ eine Gesteinskörnung aus mineralischen Vorkommen, die 
ausschließlich einer mechanischen Aufbereitung unterzogen worden ist; 

 15. „recyclierte Gesteinskörnung“ eine Gesteinskörnung, die durch Aufbereitung anorganischen 
Materials entstanden ist, das zuvor als Baustoff eingesetzt war; 

 16. „Recycling-Baustoff“ eine aus Abfällen hergestellte natürliche, industriell hergestellte oder 
recyclierte Gesteinskörnung, die gemäß der EU-Bauprodukte-Verordnung als Baustoff 
verwendet werden kann; 

 17. „Recycling-Baustoff-Produkt“ ein Recycling-Baustoff, welcher entsprechend dieser Verordnung 
das Ende der Abfalleigenschaft erreicht hat; 

 18. „Rückbau“ der Abbruch eines Bauwerks im Allgemeinen in umgekehrter Reihenfolge der 
Errichtung eines Bauwerks, mit dem Ziel, dass die beim Abbruch anfallenden Materialien 
weitgehend einer Wiederverwendung, Vorbereitung zur Wiederverwendung von Bauteilen oder 
einem Recycling zugeführt werden können unter Trennung der anfallenden Materialien und unter 
Berücksichtigung der Schadstoffgehalte, sodass eine Vermischung und Verunreinigung der 
anfallenden Materialien minimiert und ein Entweichen von Schadstoffen verhindert wird; 

 19. „rückbaukundige Person“ eine natürliche Person, die eine bautechnische oder chemische 
Ausbildung besitzt und Kenntnisse über Abbrucharbeiten, Abfall- und Bauchemie und 
abfallrechtlich relevante Bestimmungen aufweist; 

 20. „Stahlwerksschlacke“ eine Gesteinsschmelze, die bei der Herstellung von Rohstahl nach dem 
Linz-Donawitz-Verfahren (Blasstahlverfahren, Konverterverfahren) kristallin erstarrt als LD-
Schlacke anfällt; 

 21. „technisches Schüttmaterial“ nicht gefährliches Aushubmaterial von bautechnischen Schichten 
wie Rollierung, Frostkoffer, Drainageschicht, das entsprechend technischen Anforderungen, zB 
einer bestimmten Sieblinie, hergestellt wurde. 
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2. Abschnitt 

Pflichten bei Bau- oder Abbruchtätigkeiten 

Schad- und Störstofferkundung und orientierende Schad- und Störstofferkundung 

§ 4. (1) Vor Abbruch eines Bauwerks oder mehrerer Bauwerke im Rahmen eines Bauvorhabens, bei 
dem insgesamt mehr als 750 t Bau- oder Abbruchabfälle, ausgenommen Bodenaushubmaterial, anfallen, 
ist eine Schad- und Störstofferkundung als orientierende Schad- und Störstofferkundung gemäß ÖNORM 
B 3151 „Rückbau von Bauwerken als Standardabbruchmethode“, ausgegeben am 1. Dezember 2014, 
durch eine rückbaukundige Person durchzuführen. Dieser Absatz gilt nicht für Linienbauwerke und 
Verkehrsflächen. 

(2) Vor Abbruch eines Bauwerks oder mehrerer Bauwerke im Rahmen eines Bauvorhabens, bei dem 
insgesamt mehr als 750 t Bau- oder Abbruchabfälle, ausgenommen Bodenaushubmaterial, anfallen und 
mit einem gesamten Brutto-Rauminhalt von mehr als 3.500 m

3
, ist anstatt einer orientierenden Schad- und 

Störstofferkundung gemäß Abs. 1 eine Schad- und Störstofferkundung gemäß ÖNORM EN ISO 16000-
32 „Innenraumluftverunreinigungen, Teil 32: Untersuchung von Gebäuden auf Schadstoffe“, ausgegeben 
am 1. Oktober 2014, durch eine externe befugte Fachperson oder Fachanstalt, die über bautechnische 
Kenntnisse verfügt, durchzuführen. Dieser Absatz gilt nicht für Linienbauwerke und Verkehrsflächen. 

(3) Im Rahmen der Schad- und Störstofferkundung gemäß Abs. 1 und 2 sind auch jene Bauteile zu 
dokumentieren, welche einer Vorbereitung zur Wiederverwendung zugeführt werden können. 

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch BGBl. II Nr. 290/2016) 

(5) Der Bauherr hat die Dokumentation der Schad- und Störstofferkundung mindestens sieben Jahre 
nach Abschluss des Abbruchs eines Bauwerks oder mehrerer Bauwerke im Rahmen eines Bauvorhabens 
aufzubewahren und der Behörde auf Verlangen vorzulegen. 

Rückbau 

§ 5. (1) Der Abbruch eines Bauwerks oder mehrerer Bauwerke im Rahmen eines Bauvorhabens, bei 
dem insgesamt mehr als 750 t Bau- oder Abbruchabfälle, ausgenommen Bodenaushubmaterial, anfallen, 
hat als Rückbau gemäß ÖNORM B 3151 zu erfolgen. Es ist sicherzustellen, dass Bauteile, die einer 
Vorbereitung zur Wiederverwendung zugeführt werden können und welche von Dritten nachgefragt 
werden, so ausgebaut und übergeben werden, dass die nachfolgende Wiederverwendung nicht erschwert 
oder unmöglich gemacht wird. Schadstoffe, insbesondere gefährliche Abfälle (zB Asbestzement, 
asbesthaltige Abfälle, teerhaltige Abfälle, PCB-haltige Abfälle, phenolhaltige Abfälle und (H)FCKW-
haltige Dämmstoffe oder Bauteile), und Störstoffe (zB gipshaltige Abfälle), die ein Recycling 
erschweren, sind zu entfernen. Der Ausbau von wiederverwendbaren Bauteilen und die Schad- und 
Störstoffentfernung haben vor einem allfälligen maschinellen Rückbau zu erfolgen. Dieser Absatz gilt 
nicht für Linienbauwerke und Verkehrsflächen. 

(2) Die entfernten Abfälle, die Schad- und Störstoffe enthalten, sind vor Ort voneinander zu trennen 
und einer ordnungsgemäßen Behandlung zuzuführen. 

(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch BGBl. II Nr. 290/2016) 

(4) Der Bauherr und der Bauunternehmer sind verantwortlich, dass vor Beginn und während des 
Abbruchs eines Bauwerks die Dokumentation des Rückbaus gemäß Abs. 1 auf der Baustelle aufliegt und 
der Behörde auf Verlangen vorgelegt wird. Im Falle der Übergabe mineralischer Abfälle zur Herstellung 
von Recycling-Baustoffen oder der Übergabe von Holzabfällen aus einem Rückbau gemäß ÖNORM 
B 3151 hat der Bauherr und jeder weitere Übernehmer bei der ersten Übergabe des Abfalls an einen 
Dritten eine Kopie der Dokumentation des Rückbaus gemeinsam mit dem Abfall weiterzugeben. 

(5) Der Bauherr hat die Dokumentation des Rückbaus mindestens sieben Jahre nach Abschluss des 
Abbruchs eines Bauwerks aufzubewahren und der Behörde auf Verlangen vorzulegen. 

Trennpflicht 

§ 6. (1) Bei Bau- oder Abbruchtätigkeiten sind gefährliche Abfälle von nicht gefährlichen Abfällen 
vor Ort zu trennen. 

(2) Die für den Rückbau gemäß § 5 Abs. 1 festgelegten Hauptbestandteile sind im Zuge des 
Abbruchs eines Bauwerks vor Ort voneinander zu trennen. In jedem Fall sind Bodenaushubmaterial, 
mineralische Abfälle, Ausbauasphalt, Holzabfälle, Metallabfälle, Kunststoffabfälle und Siedlungsabfälle 
vor Ort voneinander zu trennen. Ist die Trennung am Anfallsort technisch nicht möglich oder mit 
unverhältnismäßigen Kosten verbunden, so hat sie in einer dafür genehmigten Behandlungsanlage zu 
erfolgen. 
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(3) Die Trennpflicht gemäß Abs. 2 gilt nicht für jene in Abs. 2 angeführten Abfälle, deren 
gemeinsame Behandlung für die Herstellung eines bestimmten Recycling-Baustoffes zulässig ist und 
auch erfolgen soll. 

(4) Bei einem Neubau, ausgenommen bei Linienbauwerken oder Verkehrsflächen, ab einem 
gesamten Brutto-Rauminhalt von mehr als 3 500 m3 sind jedenfalls die Stoffgruppen 
Bodenaushubmaterial, mineralische Abfälle, Holzabfälle, Metallabfälle, Kunststoffabfälle und 
Siedlungsabfälle vor Ort voneinander zu trennen. Ist die Trennung am Anfallsort technisch nicht möglich 
oder mit unverhältnismäßigen Kosten verbunden, so hat sie in einer dafür genehmigten 
Behandlungsanlage zu erfolgen. 

(5) Der Bauherr und der Bauunternehmer sind für die Trennung der Abfälle verantwortlich. Der 
Bauherr ist weiters für die Bereitstellung der hiefür erforderlichen Flächen und Einrichtungen 
verantwortlich. 

3. Abschnitt 

Herstellung und Verwendung von Recycling-Baustoffen 

Zulässige Eingangsmaterialien und Recyclingverbote 

§ 7. (1) Recycling-Baustoffe gemäß dieser Verordnung dürfen ausschließlich aus Abfällen gemäß 
Anhang 1 hergestellt werden. Insbesondere sind Verunreinigungen mit folgenden Stoffen oder Abfällen 
weitestgehend zu vermeiden: 

 1. Asbest, 

 2. künstliche Mineralfasern, 

 3. (H)FCKW (zB in extrudiertem Polystyrol (XPS), Polyurethan (PU)), 

 4. PAK (zB Teer), 

 5. PCB, 

 6. Phenole, 

 7. Mineralöl, 

 8. Gips, 

 9. magnesit- und zementgebundene Holzwolledämmbauplatten, 

 10. zementgebundener Holzspanbeton, 

 11. Brandschutzplatten und 

 12. Kunstmarmor. 

Abfälle, bei denen eine Kontamination bekannt oder zu vermuten ist (zB aufgrund von Un- oder 
Störfällen), dürfen nicht für die Herstellung von Recycling-Baustoffen verwendet werden. 

(2) Zusätzlich zu den in Anhang 1 genannten Abfällen ist die Verwendung von natürlichen 
Gesteinskörnungen in untergeordneten Mengen als Mischkomponente zur technischen Verbesserung der 
Recycling-Baustoffe (insbesondere zur Ergänzung der Sieblinie) unter Einhaltung des 
Vermischungsverbotes gemäß § 15 Abs. 2 AWG 2002 zulässig. 

(3) Recycling-Baustoffe der Qualitätsklasse U-E dürfen nur aus Gleisschottermaterial oder 
technischem Schüttmaterial hergestellt werden. 

Eingangskontrolle 

§ 8. (1) Der Hersteller von Recycling-Baustoffen hat die für die Herstellung von Recycling-
Baustoffen vorgesehenen Abfälle bei der Übernahme durch eine visuelle Kontrolle zu prüfen und zu 
beurteilen, ob der Abfall für die Herstellung von Recycling-Baustoffen geeignet ist. Insbesondere ist der 
Abfall auf unzulässige Vermischungen, unzulässige Abfälle oder Verunreinigungen gemäß § 7 zu prüfen. 
Dabei ist auch eine gemäß § 5 vorliegende Dokumentation des Rückbaus heranzuziehen. 

(2) Für Abfälle, für welche die Qualitätssicherung gemäß § 10 bereits vor dem Behandlungsprozess 
durchgeführt wurde, hat ein Beurteilungsnachweis gemäß Anhang 3 vorzuliegen. Dieser 
Beurteilungsnachweis ist vom Hersteller von Recycling-Baustoffen auf Vollständigkeit, Plausibilität und 
Übereinstimmung mit den angelieferten Abfällen zu prüfen. 

Qualitätsanforderungen 

§ 9. (1) Der Hersteller von Recycling-Baustoffen hat für Recycling-Baustoffe die 
Qualitätsanforderungen (Qualitätsklassen, Parameter und Grenzwerte) gemäß Anhang 2 einzuhalten. Bei 
einem sich aufgrund der Eingangskontrolle gemäß § 8 ergebenden Verdacht auf eine Kontamination sind, 
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ausgenommen bei einem Recycling-Baustoff der Qualitätsklasse D, die Eluat-Parameter gemäß 
Anhang 2 um jene der Inertabfalldeponie gemäß Anhang 1 Tabelle 4 der Deponieverordnung 2008 
(DVO 2008), BGBl. II Nr. 39/2008, in der jeweils geltenden Fassung, zu erweitern und die jeweiligen 
Eluat-Grenzwerte einzuhalten. Bei diesen Parametern ist jeweils ein Eluat-Grenzwert von 0,3 mg/kg TM 
einzuhalten. 

(2) Ein Recycling-Baustoff ist aufgrund einer Qualitätssicherung gemäß § 10 einer Qualitätsklasse 
gemäß Anhang 2 zuzuordnen. 

(3) Ein Recycling-Baustoff hat die bautechnischen Anforderungen gemäß dem Stand der Technik 
einzuhalten. Hinsichtlich der bautechnischen Eigenschaften für den Ersteinsatz von Stahlwerksschlacken 
gilt die ÖNORM B 3130 „Gesteinskörnungen für Asphalte und Oberflächenbehandlungen für Straßen, 
Flugplätze und andere Verkehrsflächen – Regeln zur Umsetzung der ÖNORM EN 13043“, ausgegeben 
am 1. August 2016. 

(4) Nicht verwertbare Rückstände, die bei der Herstellung von Recycling-Baustoffen anfallen, sind 
ordnungsgemäß zu beseitigen. 

Qualitätssicherung 

§ 10. (1) Der Hersteller von Recycling-Baustoffen hat die Umweltverträglichkeit der hergestellten 
Recycling-Baustoffe sicherzustellen. Dafür ist die Einhaltung der Grenzwerte des Anhangs 2 und der 
Qualitätsanforderungen gemäß § 9 durch ein Untersuchungssystem gemäß Anhang 3 nachzuweisen. 

(2) Ein Recycling-Baustoff aus Einkehrsplitt gemäß § 3 Z 7 kann abweichend von Abs. 1 der 
Qualitätsklasse U-A zugeordnet werden, wenn offensichtlich 

 a) der Feinanteil kleiner 2 mm und das Überkorn größer 12 mm abgetrennt wurden, 

 b) vor und während der Behandlung keine anderen Abfälle zugemischt wurden oder werden und 

 c) keine Verunreinigungen oder Schadstoffbelastungen des Einkehrsplitts zB mit Mineralöl bekannt 
oder offensichtlich sind. 

Für jede Charge eines Recycling-Baustoffes ist die Erfüllung der Anforderungen gemäß lit. a bis c und 
die Zuordnung der konkreten Charge zur Qualitätsklasse U-A vom Hersteller des Recycling-Baustoffes 
zu dokumentieren. 

(3) Ein Recycling-Baustoff aus Ausbauasphalt kann abweichend von Abs. 1 der Qualitätsklasse B-D 
zugeordnet werden, wenn der Ausbauasphalt keine Verunreinigungen oder Schadstoffbelastungen zB mit 
Teer enthält. 

(4) Chemische Analysen gemäß Anhang 3 sind von einer dafür akkreditierten 
Konformitätsbewertungsstelle durchzuführen. 

(5) Die Dokumentation gemäß Anhang 3 ist vom Hersteller der Recycling-Baustoffe mindestens 
sieben Jahre lang aufzubewahren und der Behörde auf Verlangen vorzulegen. Die Beurteilungsnachweise 
sind dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zur Evaluierung 
dieser Verordnung auf Verlangen vorzulegen. 

(6) Soweit eingerichtet, können die Qualitätssicherung und Dokumentation im Wege der 
elektronischen Register gemäß § 22 Abs. 1 AWG 2002 durchgeführt werden. In diesem Fall sind die 
dafür am EDM-Portal (edm.gv.at) veröffentlichten technischen und organisatorischen Spezifikationen zu 
verwenden. 

Bautechnische Verwertung vor Ort 

§ 10a. (1) Mineralische Abfälle aus einem Abbruch, bei dem insgesamt nicht mehr als 750 t 
Abbruchabfälle anfallen, können ohne analytische Untersuchung gemäß Anhang 3 auf derselben 
Baustelle, auf der die Abfälle angefallen sind, bautechnisch verwertet werden, sofern durch ein 
alternatives Qualitätssicherungssystem sichergestellt ist, dass diese weitgehend frei von Schad- und 
Störstoffen sind und auch keine sonstigen Verunreinigungen enthalten. Die §§ 9, 10, 11, 12 und § 13 mit 
Ausnahme der Z 1 lit. c und d sind nicht anzuwenden. 

(2) Abs. 1 gilt nicht für Linienbauwerke und Verkehrsflächen. 

Bezeichnung 

§ 11. (1) Der Hersteller von Recycling-Baustoffen hat Recycling-Baustoffe eindeutig zu bezeichnen. 
Die Bezeichnung hat gemäß dem Stand der Technik zu erfolgen und die Qualitätsklasse gemäß § 9 zu 
enthalten. 

(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch BGBl. II Nr. 290/2016) 
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(3) Werden Recycling-Baustoffe an einen Dritten übergeben, sind die zulässigen Einsatzbereiche 
und Verwendungsverbote gemäß § 13 gemeinsam mit der Bezeichnung auf dem Lieferschein oder einem 
Beiblatt und, sofern vorhanden, auf der Verpackung des Recycling-Baustoffes anzugeben. 

Aufzeichnungs- und Meldepflichten 

§ 12. Der Hersteller von Recycling-Baustoffen hat Art, Menge, Herkunft und Verbleib von Abfällen 
zur Herstellung von Recycling-Baustoffen gemäß den Bestimmungen der Abfallbilanzverordnung, 
BGBl. II Nr. 497/2008, in der jeweils geltenden Fassung, nach Maßgabe des Anhangs 5 elektronisch 
aufzuzeichnen und zu melden. 

Zulässige Einsatzbereiche und Verwendungsverbote 

§ 13. Wer Recycling-Baustoffe verwendet, hat folgende Vorgaben einzuhalten (Anhang 4 
Tabelle 1): 

 1. Recycling-Baustoffe der Qualitätsklasse U-B und Qualitätsklasse U-E dürfen ungebunden oder 
zur Herstellung von Beton unter der Festigkeitsklasse C 12/15 oder bei der Festigkeitsklasse 
C 8/10 unter der Expositionsklasse XC1 gemäß ÖNORM B 4710-1 „Beton – Teil 1: Festlegung, 
Herstellung, Verwendung und Konformitätsnachweis – Regeln zur Umsetzung der ÖNORM 
EN 206-1 für Normal- und Schwerbeton“, ausgegeben am 1. Oktober 2007, in folgenden 
Bereichen nicht verwendet werden, sofern nicht eine wasserrechtliche Bewilligung für den 
Einsatz des Recycling-Baustoffes vorliegt: 

 a) in Schutzgebieten gemäß §§ 34, 35 und 37 des Wasserrechtsgesetzes 1959 (WRG 1959), 
BGBl. Nr. 215/1959, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 54/2014, 

 b) in der ausgewiesenen Kernzone von Schongebieten oder im ausgewiesenen engeren 
Schongebiet gemäß §§ 34, 35 und 37 WRG 1959, ausgenommen jeweils Schongebiete zum 
Schutz von Thermalwasservorkommen, 

 c) im und unmittelbar über dem Grundwasser und 

 d) in Oberflächengewässern. 

(Anm.: Z 2 aufgehoben durch BGBl. II Nr. 290/2016) 

 3. Recycling-Baustoffe der Qualitätsklasse U-B und der Qualitätsklasse U-E dürfen ungebunden 
oder zur Herstellung von Beton unter der Festigkeitsklasse C 12/15 oder bei der Festigkeitsklasse 
C 8/10 unter der Expositionsklasse XC1 nur unter einer gering durchlässigen, gebundenen Deck- 
oder Tragschicht verwendet werden. Ausgenommen davon sind Hochbaumaßnahmen und das 
Trapez einer Verkehrsfläche, die über eine gering durchlässige, gebundene Deck- oder 
Tragschicht verfügt. Die gering durchlässige, gebundene Deck- oder Tragschicht ist unter 
Berücksichtigung bautechnischer Anforderungen unverzüglich nach dem Einbau aufzubringen. 

 4. Recycling-Baustoffe der Qualitätsklasse U-E dürfen ungebunden auch im Trapez des 
Gleiskörpers als Tragschicht verwendet werden. 

 5. Recycling-Baustoffe der Qualitätsklasse H-B dürfen nur zur Herstellung von Beton ab der 
Festigkeitsklasse C 12/15 oder bei der Festigkeitsklasse C 8/10 ab der Expositionsklasse XC1 
verwendet werden. 

 6. Recycling-Baustoffe der Qualitätsklasse B-B und der Qualitätsklasse B-C dürfen nur zur 
Herstellung von Asphaltmischgut B-B gemäß 5. Abschnitt dieser Verordnung verwendet werden. 

 7. Recycling-Baustoffe der Qualitätsklasse B-D dürfen nur zur Herstellung von Asphaltmischgut 
B-D gemäß 5. Abschnitt dieser Verordnung für 

 a) bituminös gebundene Deckschichten (Asphaltschichten) oder 

 b) bituminös gebundene Tragschichten (Asphaltschichten) 

im Bau und in der Erhaltung von allen öffentlichen Verkehrsflächen verwendet werden. Für das 
hergestellte Asphaltmischgut B-D gelten die zulässigen Einsatzbereiche und 
Verwendungsverbote gemäß § 17. 

 8. Recycling-Baustoffe der Qualitätsklasse D dürfen nur zur Herstellung von Asphaltmischgut D 
gemäß 5. Abschnitt dieser Verordnung für 

 a) bituminös gebundene Deckschichten (Asphaltschichten) oder 

 b) bituminös gebundene Tragschichten (Asphaltschichten) 

im Bau und in der Erhaltung von Bundesstraßen A und S und Landesstraßen B und L verwendet 
werden. Für das hergestellte Asphaltmischgut D gelten die zulässigen Einsatzbereiche und 
Verwendungsverbote gemäß § 17. 

 9. Abweichend von Z 6 und 7 dürfen Recycling-Baustoffe der Qualitätsklasse B-B und B-D aus 
Asphalt, der durch Fräsen gewonnen wird (Fräsasphalt), auch für die Herstellung von 
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ungebundenen oberen Tragschichten von Bundesstraßen A und S und Landesstraßen B und L 
gemäß RVS 08.15.02 „Ungebundene Tragschichten mit Asphaltgranulat“, ausgegeben am 
1. März 2012, im Straßenbau verwendet werden. In diesem Fall gelten die Einschränkungen für 
die Qualitätsklasse U-B gemäß Z 1 und 3. 

4. Abschnitt 

Abfallende von Recycling-Baustoffen 

Abfallende 

§ 14. (1) Das Ende der Abfalleigenschaft wird bei einem Recycling-Baustoff der Qualitätsklasse 
U-A gemäß Anhang 2 mit der Übergabe durch dessen Hersteller an einen Dritten erreicht. 

(2) Der Hersteller von Recycling-Baustoffen hat sich vor der erstmaligen Übergabe gemäß Abs. 1 – 
soweit eingerichtet im Wege des Registers gemäß § 22 AWG 2002 – beim Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft als Hersteller von Recycling-Baustoff-Produkten zu 
melden und eine verbindliche Erklärung im Sinne des § 5 Abs. 4 AWG 2002 über die Einhaltung des 
Vermischungsverbotes gemäß § 15 Abs. 2 AWG 2002 abzugeben. 

(3) Der Hersteller von Recycling-Baustoffen, der Recycling-Baustoffe gemäß Abs. 1 übergibt, hat 
diese Übergaben nach den Vorgaben des Anhangs 5 aufzuzeichnen und zu melden. 

Konformitätserklärung 

§ 15. (1) Der Hersteller von Recycling-Baustoffen hat für jeden Recycling-Baustoff, bei dem das 
Ende der Abfalleigenschaft gemäß § 14 Abs. 1 erreicht werden soll, eine Konformitätserklärung über die 
Durchführung der Qualitätssicherung gemäß § 10 und die Einhaltung der Grenzwerte der Qualitätsklasse 
U-A auszustellen. Diese Erklärung kann zusammen mit der Leistungserklärung gemäß EU-Bauprodukte-
Verordnung erfolgen. 

(2) Der Hersteller von Recycling-Baustoffen hat dem Übernehmer des Recycling-Baustoff-Produkts 
eine Kopie der Konformitätserklärung zu übergeben oder in elektronischer Form zur Verfügung zu 
stellen. 

(3) Während der Beförderung im Rahmen einer grenzüberschreitenden Verbringung von Recycling-
Baustoff-Produkten ist die Konformitätserklärung mitzuführen, sofern nicht Anhang 7 der Verordnung 
(EG) Nr. 1013/2006 über die Verbringung von Abfällen, ABl. Nr. L 190 vom 12.7.2006 S. 1, zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EU) Nr. 2002/2015, ABl. Nr. L 294 vom 11.11.2015 S. 1, anzuwenden 
ist. 

(4) Die Konformitätserklärung ist vom Hersteller und vom Übernehmer sieben Jahre lang 
aufzubewahren. 

5. Abschnitt 

Vorgaben für die weitere Verarbeitung von bestimmten Recycling-Baustoffen und deren 
Verwendung 

Besondere Vorschriften über Asphaltmischgut 

§ 16. (1) Aus einem Recycling-Baustoff der 

 - Qualitätsklasse B-B oder der Qualitätsklasse B-C hergestelltes Asphaltmischgut ist der 
Qualitätsklasse Asphaltmischgut B-B 

 - Qualitätsklasse B-D hergestelltes Asphaltmischgut ist der Qualitätsklasse Asphaltmischgut B-D 

 - Qualitätsklasse D hergestelltes Asphaltmischgut ist der Qualitätsklasse Asphaltmischgut D 

zuzuordnen. 

(2) Bei einem Recycling-Baustoff der Qualitätsklasse B-C oder der Qualitätsklasse B-D, welcher 
einen PAK-Gesamtgehalt (16 PAK nach EPA) von mehr als 20 mg/kg TM aufweist, darf die 
Verarbeitung zu Asphaltmischgut nur in eingehausten Heißmischanlagen mit Dämpfeerfassung und  
-behandlung aus dem Mischprozess erfolgen. Die Dämpfeerfassung und -behandlung muss die 
Freisetzung von Schadstoffen, insbesondere TOC, KW und PAK, nach dem Stand der Technik 
verhindern. 

(3) Das Asphaltmischgut hat den Grenzwert für den PAK-Gesamtgehalt (16 PAK nach EPA) von 
20 mg/kg TM einzuhalten. Wenn bei einem Recycling-Baustoff der Qualitätsklasse B-C oder der 
Qualitätsklasse B-D der PAK-Gesamtgehalt (16 PAK nach EPA) unter 100 mg/kg TM liegt und bei der 
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Herstellung des Asphaltmischgutes weniger als 20 Masseprozent Recycling-Baustoff der Qualitätsklasse 
B-C oder der Qualitätsklasse B-D verwendet werden, so gilt der Grenzwert für den PAK-Gesamtgehalt 
(16 PAK nach EPA) von 20 mg/kg TM für das Asphaltmischgut als eingehalten, sofern keine anderen 
PAK-haltigen Materialien verwendet werden. Andernfalls ist die Einhaltung des Grenzwertes im 
Asphaltmischgut durch eine Qualitätssicherung gemäß § 10 nachzuweisen. 

(4) Der Hersteller von Asphaltmischgut hat Asphaltmischgut der Qualitätsklasse Asphaltmischgut 
B-B, Asphaltmischgut B-D und Asphaltmischgut D eindeutig zu bezeichnen. Die Bezeichnung hat gemäß 
der ÖNORM B 3580-1 „Asphaltmischgut – Mischgutanforderungen – Teil 1: Asphaltbeton – Empirischer 
Ansatz – Regeln zur Umsetzung der ÖNORM EN 13108-1“, ausgegeben am 1. Dezember 2009 oder der 
ÖNORM B 3580-2 „Asphaltmischgut – Mischgutanforderungen – Teil 2: Asphaltbeton – 
Gebrauchsverhaltensorientierte Anforderungen – Regeln für die Umsetzung der ÖNORM EN 13108-1“, 
ausgegeben am 15. März 2011, zu erfolgen und die Qualitätsklasse gemäß Abs. 1 zu enthalten. 

(5) Wird Asphaltmischgut der Qualitätsklassen Asphaltmischgut B-D oder Asphaltmischgut D an 
einen Dritten übergeben, ist die Bezeichnung auf einem Beiblatt festzuhalten. Die Bezeichnung des 
Asphaltmischguts der Qualitätsklassen Asphaltmischgut B-B, Asphaltmischgut B-D und Asphaltmischgut 
D hat auf der Rechnung und dem Lieferschein aufzuscheinen. Das Beiblatt ist gemeinsam mit dem 
Asphaltmischgut jedem weiteren Übernehmer des Asphaltmischguts zu übergeben. 

(6) Wird Asphaltmischgut der Qualitätsklassen Asphaltmischgut B-D oder Asphaltmischgut D an 
einen Dritten übergeben, so sind die Einsatzbereiche und Verwendungsverbote gemäß § 17 gemeinsam 
mit der Bezeichnung auf dem Beiblatt anzugeben. 

Zulässige Einsatzbereiche und Verwendungverbote für Asphaltmischgut B-D oder 
Asphaltmischgut D 

§ 17. Wer Asphaltmischgut der Qualitätsklasse Asphaltmischgut B-D oder der Qualitätsklasse 
Asphaltmischgut D verwendet, hat folgende Vorgaben einzuhalten (Anhang 4 Tabelle 1): 

 1. Asphaltmischgut der Qualitätsklasse Asphaltmischgut B-D oder Asphaltmischgut D darf in 
folgenden Bereichen nicht verwendet werden: 

 a) in Schutzgebieten gemäß §§ 34, 35 und 37 WRG 1959, 

 b) in Schongebieten; sofern eine Kernzone von Schongebieten oder ein engeres Schongebiet 
gemäß §§ 34, 35 und 37 WRG 1959 ausgewiesen ist, ist das Verwendungsverbot auf diesen 
Bereich eingeschränkt; das Verwendungsverbot für das gesamte Schongebiet gilt nicht, wenn 
eine wasserrechtliche Bewilligung für diese Baumaßnahme vorliegt, 

 c) im und unmittelbar über dem Grundwasser und 

 d) in Oberflächengewässern. 

 2. Asphaltmischgut der Qualitätsklasse Asphaltmischgut B-D darf nur für 

 a) bituminös gebundene Deckschichten (Asphaltschichten) oder 

 b) bituminös gebundene Tragschichten (Asphaltschichten) 

im Bau und in der Erhaltung von allen öffentlichen Verkehrsflächen verwendet werden. Der 
Einsatz hat gemäß RVS 08.16.01 „Anforderungen an Asphaltschichten“, ausgegeben am 
1. Februar 2010, und RVS 08.16.06 „Anforderungen an Asphaltschichten – 
gebrauchsverhaltensorientierter Ansatz“, ausgegeben am 1. April 2013, zu erfolgen. 

 3. Asphaltmischgut der Qualitätsklasse Asphaltmischgut D darf nur für 

 a) bituminös gebundene Deckschichten (Asphaltschichten) oder 

 b) bituminös gebundene Tragschichten (Asphaltschichten) 

im Bau und in der Erhaltung von Bundesstraßen A und S und Landesstraßen B und L verwendet 
werden. Der Einsatz hat gemäß RVS 08.16.01 und RVS 08.16.06 zu erfolgen. 

6. Abschnitt 

Schluss- und Übergangsbestimmungen 

Übergangsbestimmungen 

§ 18. (1) Recycling-Baustoffe, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung hergestellt wurden, 
können 

 1. bis 31. Dezember 2017 gemäß den Vorgaben des Kapitel 7.14 des Bundes-
Abfallwirtschaftsplans 2011 verwertet werden oder 
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 2. gemäß den Vorgaben dieser Verordnung verwertet werden. In diesem Fall ist eine 
Qualitätssicherung gemäß Anhang 3 Kapitel 2 durchzuführen und sind diese Recycling-
Baustoffe der entsprechenden Qualitätsklasse gemäß § 9 zuzuordnen. Für die Bezeichnung, die 
Aufzeichnungs- und Meldepflichten, die Einsatzbereiche und Verwendungsverbote und das 
Abfallende gelten die §§ 11 bis 15. 

(2) Bei vor Inkrafttreten dieser Verordnung bewilligten, angezeigten oder behördlich beauftragten 
Abbrüchen hat eine orientierende Schad- und Störstofferkundung oder eine Schad- und 
Störstofferkundung gemäß § 4 und ein Rückbau gemäß § 5 nicht verpflichtend zu erfolgen. 

(3) Abweichend von § 10 Abs. 4 dürfen chemische Analysen bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2017 durch befugte Fachpersonen oder Fachanstalten durchgeführt werden, die keine dafür 
akkreditierten Konformitätsbewertungsstellen sind. In diesen Fällen hat die befugte Fachperson oder 
Fachanstalt die überwiegende Anzahl an Analysen selbst durchzuführen. 

(4) Schad- und Störstofferkundungen, die entsprechend der ON-Regel 192130 
„Schadstofferkundung von Bauwerken vor Abbrucharbeiten“, ausgegeben am 1. Mai 2006, vor 
Inkrafttreten der RBV-Novelle BGBl. II Nr. 290/2016 durchgeführt wurden, gelten auch nach 
Inkrafttreten dieser Novelle als Schad- und Störstofferkundung gemäß § 4 Abs. 2. 

(5) Recycling-Baustoffe, die vor Inkrafttreten der RBV-Novelle BGBl. II Nr. 290/2016 einer 
Qualitätsklasse gemäß § 9 Abs. 2 zugeordnet wurden, gelten auch nach Inkrafttreten dieser Novelle als 
Recycling-Baustoffe dieser Qualitätsklasse. Falls die Recycling-Baustoffe aufgrund der Vorgaben der 
RBV-Novelle BGBl. II Nr. 290/2016 einer anderen Qualitätsklasse zugeordnet werden sollen, ist, sofern 
alle relevanten Parameter für die neue Qualitätsklasse untersucht wurden und die entsprechenden 
Grenzwerte eingehalten werden, eine neue Beurteilung gemäß Anhang 3 durchzuführen und ein neuer 
Beurteilungsnachweis auszustellen. Die Durchführung einer neuerlichen analytischen Untersuchung 
gemäß Anhang 3 ist in den genannten Fällen nicht erforderlich. 

Inkrafttreten 

§ 19. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft. Zugleich tritt die Verordnung über die 
Trennung von bei Baumaßnahmen anfallenden Materialien, BGBl. Nr. 259/1991, außer Kraft. 

(2) Abweichend zu Abs. 1 treten die Bestimmungen für Recycling-Baustoffe aus 
Stahlwerksschlacken ab dem Zeitpunkt der Kundmachung dieser Verordnung in Kraft. 

(3) Der Titel, § 1, § 2 Z 1, 2 und 2a, § 3 Z 1, 4, 6, 13, 19, 20 und 21, die Überschrift des 
2. Abschnitts, § 4 Abs. 1 und 2, § 5 Abs. 1 und 4, § 6 Abs. 1 bis 4, § 7 Abs. 1, § 8 Abs. 1, § 9 Abs. 1 und 
3, § 10 Abs. 2, 3 und 5, § 10a samt Überschrift, § 11 Abs. 3, § 13 Z 1, 3, 4, 7, 8 und 9, § 15 Abs. 2 und 3, 
§ 17 Z 1 lit. c und Z 2, § 18 Abs. 4 und 5, Anhang 1 Tabellen 1 und 2, die Überschrift von Anhang 2, 
Anhang 2 Tabellen 1 bis 3, Anhang 4 und Anhang 5 in der Fassung der Verordnung BGBl. II 
Nr. 290/2016 treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. Zugleich treten § 3 Z 5 und 12, 
§ 4 Abs. 4, § 5 Abs. 3, § 11 Abs. 2 und § 13 Z 2 in der zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung außer 
Kraft. 
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Anhang 1 

Zulässige Abfallarten für die Herstellung von Recycling-Baustoffen und für die 
hergestellten Recycling-Baustoffe 

Tabelle 1: Für die Herstellung von Recycling-Baustoffen sind ausschließlich folgende Abfallarten 
zulässig: 

SN Sp. g/gn Abfallbezeichnung Spezifizierung 

31220   Konverterschlacke  

31407   Keramik 
1
)  

31409   Bauschutt (keine Baustellenabfälle)  

31409 18  Bauschutt (keine Baustellenabfälle) nur Mischungen aus 
ausgewählten Abfällen aus 
Bau- und Abrissmaßnahmen 

31410   Straßenaufbruch  

31411 29  Bodenaushub 
2
) Bodenaushubmaterial mit 

Hintergrundbelastung 

31411 30  Bodenaushub 
2
) Klasse A1 

31411 31  Bodenaushub 
2
) Klasse A2 

31411 32  Bodenaushub 
2
) Klasse A2G 

31411 33  Bodenaushub 
3
) 

4
) Inertabfallqualität 

31411 34  Bodenaushub Technisches Schüttmaterial, das 
weniger als 5 Vol-% boden-
fremde Bestandteile enthält 

31411 35  Bodenaushub Technisches Schüttmaterial, ab 
5 Vol-% bodenfremder 
Bestandteile 

31427   Betonabbruch 
5
)  

31427 17  Betonabbruch nur ausgewählte Abfälle aus 
Bau- und Abrissmaßnahmen 

31467   Gleisschotter 
4
)  

31498 10  schlackenhaltiger Ausbauasphalt Anhang 1 Tabelle 1 der 
Recycling-Baustoffverordnung 

31499 10  schlackenhaltiges technisches Schüttmaterial Anhang 1 Tabelle 1 der 
Recycling-Baustoffverordnung 

54912   Bitumen, Asphalt  

91501 21  Straßenkehricht nur Einkehrsplitt als natürliche 
Gesteinskörnung 

 

Tabelle 2: Hergestellte Recycling-Baustoffe, Asphaltmischgut B-D und Asphaltmischgut D sind 
ausschließlich folgenden Abfallarten zuzuordnen: 

SN Sp. g/gn Abfallbezeichnung Spezifizierung 

31490   Recycling-Baustoff der Qualitätsklasse U-A 
gemäß Recycling-Baustoffverordnung 

 

31491   Recycling-Baustoff der Qualitätsklasse U-B 
gemäß Recycling-Baustoffverordnung 

 

31492   Recycling-Baustoff der Qualitätsklasse U-E 
gemäß Recycling-Baustoffverordnung 

 

31493   Recycling-Baustoff der Qualitätsklasse H-B 
gemäß Recycling-Baustoffverordnung 

 

31494   Recycling-Baustoff der Qualitätsklasse B-B 
gemäß Recycling-Baustoffverordnung 

 

31495   Recycling-Baustoff der Qualitätsklasse B-C 
gemäß Recycling-Baustoffverordnung 

 

31496   Recycling-Baustoff der Qualitätsklasse B-D 
gemäß Recycling-Baustoffverordnung 

 

31497   Recycling-Baustoff der Qualitätsklasse D 
gemäß Recycling-Baustoffverordnung 
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SN Sp. g/gn Abfallbezeichnung Spezifizierung 

31498 20  Asphaltmischgut B-D Anhang 1 Tabelle 2 der 
Recycling-Baustoffverordnung 

31499 20  Asphaltmischgut D Anhang 1 Tabelle 2 der 
Recycling-Baustoffverordnung 

 
Erklärungen zu den Tabellen: 
SN Schlüssel-Nummer 
Sp Codestellen der Spezifizierung 
g gefährlich 
gn gefährlich, nicht ausstufbar 

________________________ 

1) Nur Ziegel (zB Fehlchargen) aus der Produktion 

2) Nur mit grundlegender Charakterisierung gemäß DVO 2008 auf Basis einer analytischen 
Untersuchung und Einhaltung der entsprechenden Grenzwerte in untergeordneten Mengen als 
Mischkomponente zur technischen Verbesserung der Recycling-Baustoffe (insbesondere zur Ergänzung 
der Sieblinie) 

3) Nur Bodenbestandteile mit grundlegender Charakterisierung gemäß DVO 2008 auf Basis einer 
chemisch-analytischen Untersuchung und Einhaltung der Grenzwerte für Inertabfalldeponien zur 
Verwendung in untergeordneten Mengen als Mischkomponente zur technischen Verbesserung der 
Recycling-Baustoffe (insbesondere zur Ergänzung der Sieblinie) oder Gleisaushubmaterial (inklusive 
Mischungen mit technischem Schüttmaterial aus dem Unterbau) nach den Vorgaben der Fußnote 4. 

4) Für Gleisaushubmaterial (inklusive Mischungen mit technischem Schüttmaterial aus dem Unterbau) 
oder Gleisschotter ist die Eignung zur Herstellung eines Recycling-Baustoffes durch eine grundlegende 
Charakterisierung gemäß DVO 2008 auf Basis einer chemisch-analytischen Untersuchung und 
Einhaltung der Grenzwerte für Inertabfalldeponien nachzuweisen. Für Material aus Gleisbereichen mit 
geringer Kontaminationswahrscheinlichkeit (HE 1 gemäß Anhang 4 Teil 2 Kapitel 1.6 DVO 2008) kann 
eine chemisch-analytische Untersuchung entfallen, wenn von der externen befugten Fachperson oder 
Fachanstalt auf Basis einer visuellen und olfaktorischen Befundung sowie auf Basis etwaiger 
Vorkenntnisse bestätigt wird, dass keine Verunreinigung vorliegt. 

5) Auch Beton (zB Fehlchargen) aus der Produktion 



 Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at Seite 12 von 220 

Anhang 2 

Qualitätsklassen für Recycling-Baustoffe 

Parameter und Grenzwerte 

Tabelle 1: Parameter und Grenzwerte für Gesteinskörnungen für den ungebundenen sowie für den 
hydraulisch oder bituminös gebundenen Einsatz 
  Qualitätsklasse 

Parameter Einheit U-A U-B 

Eluat bei L/S 10    

pH-Wert  7,5 1) bis 12,5 2) 

el. Leitfähigkeit mS/m 150 2) 3) 150 2) 3) 

Chrom ges. mg/kg TM 0,60 1,0 4) 

Kupfer mg/kg TM 1,0 2,0 

Nickel mg/kg TM 0,40 0,60 

Ammonium-N mg/kg TM 4,0 8,0 

Chlorid mg/kg TM 800 1 000 

Nitrit-N mg/kg TM 2,0 2,0 

Sulfat mg/kg TM 2 500 6 000 
4
) 

5
) 

TOC mg/kg TM 100 200 

Gesamtgehalt    

Blei mg/kg TM 150 150/500 
6
) 

7
) 

Chrom ges. mg/kg TM 90/300 
7
) 90/700 

7
) 

Kupfer mg/kg TM 90/300 
7
) 90/500 

7
) 

Nickel mg/kg TM 60/100 
7
) 60 

8
) 

Quecksilber 
9
) mg/kg TM 0,70 0,70 

Zink mg/kg TM 450 450 

KW-Index 
10

) mg/kg TM 150 200 

∑16PAK (EPA) mg/kg TM 12,0 20 

Verunreinigung    

FL 
11

) cm
3
/kg ≤ 4 ≤ 5 

Rg+X 
12

) M-% ≤ 1 ≤ 1 
 

Tabelle 1a: Parameter und Grenzwerte für Gesteinskörnungen zur Verwendung im Trapez des 
Gleiskörpers oder in Verkehrsflächen gemäß § 13 Z 4 sowie für den hydraulisch oder bituminös 
gebundenen Einsatz 
  Qualitätsklasse 

Parameter Einheit U-E 

Eluat bei L/S 10   

pH-Wert  7,5 
1
) bis 12,5 

2
) 

el. Leitfähigkeit mS/m 150 
2
) 

3
) 

Chrom ges. mg/kg TM 0,60 

Cobalt mg/kg TM 1,0 

Kupfer mg/kg TM 1,0 

Molybdän mg/kg TM 0,50 

Nickel mg/kg TM 0,40 

Ammonium-N mg/kg TM 4,0 

Chlorid mg/kg TM 800 

Fluorid mg/kg TM 10 

Nitrit-N mg/kg TM 2,0 

Sulfat mg/kg TM 2 500 

TOC mg/kg TM 100 

KW-Index mg/kg TM 5,0 

anionenak. Tenside – MBAS 
13

) mg/kg TM 1,0 

Gesamtgehalt   

Arsen mg/kg TM 50/200 
7
) 

Blei mg/kg TM 150/500 
6
) 

7
) 
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Cadmium mg/kg TM 2,0/4,0 
7
) 

Chrom ges. mg/kg TM 300/700 
7
) 

Cobalt mg/kg TM 50 
8
) 

Kupfer mg/kg TM 100/500 
7
) 

Nickel mg/kg TM 100 
8
) 

Quecksilber 
9
) mg/kg TM 1,0/2,0 

7
) 

Zink mg/kg TM 500/1 000 
7
) 

TOC mg/kg TM 30 000 

KW-Index 
10

) mg/kg TM 150 

∑16PAK (EPA) mg/kg TM 12,0 

Benzo(a)pyren mg/kg TM 1,2 

Verunreinigung   

FL 
11

) cm
3
/kg ≤ 5 

Rg+X 
12

) M-% ≤ 1 
 

Tabelle 2: Parameter und Grenzwerte für Gesteinskörnungen, die ausschließlich zur Herstellung 
von Beton ab der Festigkeitsklasse C 12/15 oder für die Herstellung von Beton der Festigkeitsklasse 
C 8/10 ab der Expositionsklasse XC1 gemäß ÖNORM B 4710-1 verwendet werden 
  Qualitätsklasse 

Parameter Einheit H-B 

Eluat bei L/S 10   

pH-Wert mg/kg TM bis 12,5 
2
) 

Chrom ges. mg/kg TM 1,0 
4
) 

Kupfer mg/kg TM 2,0 

Ammonium-N mg/kg TM 8,0 

Chlorid mg/kg TM 1 000 

Sulfat mg/kg TM 6 000 

TOC mg/kg TM 200 

Gesamtgehalt   

Blei mg/kg TM 150/500 
6
) 

7
) 

Chrom ges. mg/kg TM 90/700 
7
) 

Kupfer mg/kg TM 90/500 
7
) 

Nickel mg/kg TM 60 
8
) 

Quecksilber mg/kg TM 0,70 

Zink mg/kg TM 450 

KW-Index 
10

) mg/kg TM 200 

∑16PAK (EPA) mg/kg TM 20 

Verunreinigung   

FL 
11

) cm
3
/kg ≤ 5 

Rg+X 
12

) M-% ≤ 1 
 

Tabelle 3: Parameter und Grenzwerte für Gesteinskörnungen (insbesondere Ausbauasphalt), die 
ausschließlich zur Herstellung von Asphaltmischgut oder zur Herstellung einer ungebundenen 
oberen Tragschicht gemäß § 13 Z 9 verwendet werden 
  Qualitätsklasse 

Parameter Einheit B-B B-C B-D 

Eluat bei L/S 10     

pH-Wert  7,5 
1
) bis 12,5 

2
) bis 12,5 

2
) 

el. Leitfähigkeit mS/m 150 
2
) 

3
) 150 

2
) 

3
) 150 

2
) 

3
) 

Chrom ges. mg/kg TM 1,0 1,0 1,0 

Kupfer mg/kg TM 2,0 2,0 2,0 

Molybdän mg/kg TM   0,50 

Ammonium-N 
9
) mg/kg TM 8,0 8,0 8,0 

Chlorid 
9
) mg/kg TM 1 000 1 000 1 000 

Fluorid mg/kg TM   10,0 

Nitrit-N 
9
) mg/kg TM 2,0 2,0 2,0 

Sulfat 
9
) mg/kg TM 6 000 6 000 6 000 

Gesamtgehalt     
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Blei mg/kg TM 150/500 
6
) 

7
) 150/500 

6
) 

7
) 500 

Chrom ges. mg/kg TM 90/700 
7
) 90/700 

7
) 2 500 

Kupfer mg/kg TM 90/500 
7
) 90/500 

7
) 500 

Nickel mg/kg TM 60 
8
) 60 

8
) 500 

8
) 

Quecksilber 
9
) mg/kg TM 0,70 0,70 0,70 

Zink mg/kg TM 450 450 450 

KW-Index 
10

) 
14

) mg/kg TM 200 200 200 

∑16PAK (EPA) mg/kg TM 20 300 
15

) 20/300 
15

) 

Verunreinigung     

FL 
11

) cm
3
/kg ≤ 5 ≤ 5 ≤ 5 

Rg+X 
12

) M-% ≤ 1 ≤ 1 ≤ 1 
 

Tabelle 4: Parameter und Grenzwerte für Gesteinskörnungen aus Stahlwerksschlacken direkt aus 
der Produktion, die ausschließlich zur Herstellung von Asphaltmischgut verwendet werden 

  Qualitätsklasse 

Parameter Einheit D 

Eluat bei L/S 10   

pH-Wert  bis 12,5 

Barium mg/kg TM 20 

Cadmium mg/kg TM 0,040 

Chrom gesamt mg/kg TM 0,30 

Cobalt mg/kg TM 1,0 

Molybdän mg/kg TM 0,50 

Thallium mg/kg TM 0,10 

Vanadium mg/kg TM 1,0 

Wolfram mg/kg TM 1,50 

Fluorid mg/kg TM 10,0 

Gesamtgehalt   

Cadmium mg/kg TM 1,10 

Chrom gesamt mg/kg TM 2 500 

Molybdän mg/kg TM 50 

Thallium mg/kg TM 50 

Wolfram mg/kg TM 450 
 

_____________________________ 

1) Für natürliches, nicht verunreinigtes Gestein gilt der pH-Wertebereich ab 6,5. 

2) Bei Überschreitung des pH-Wertes und/oder der elektrischen Leitfähigkeit kann bei frischgebrochenen 
betonhaltigen Recycling-Baustoffen eine Schnellkarbonatisierung in Anlehnung an die ÖNORM S 2116-
3 „Untersuchung stabilisierter Abfälle, Teil 3: Schnellkarbonatisierung“, ausgegeben am 1. Jänner 2010, 
durchgeführt werden. In diesem Fall hat eine nochmalige Eluatuntersuchung zu erfolgen. Jedenfalls 
müssen nach der Karbonatisierung die Grenzwerte eingehalten werden. Dies gilt sowohl für den pH-Wert 
als auch für die elektrische Leitfähigkeit. 

3) Bei einem pH-Wert zwischen 11,0 und 12,5 beträgt der Grenzwert für die elektrische Leitfähigkeit 
200 mS/m. 

4) Für Recycling-Baustoffe, die mehr als 50 M-% Ziegel enthalten, gilt keine Begrenzung. 

5) Bei einem Ca/SO4-Verhältnis von ≥ 0,43 im Eluat gilt ein Grenzwert von 8 000 mg/kg TM. 

6) Bei einem geogen bedingten Gehalt an Blei, der den Wert von 150 mg/kg TM überschreitet, ist der 
Parameter Blei im Eluat zu bestimmen und ein Grenzwert von 0,3 mg/kg TM einzuhalten. 

7) Für geogen bedingte Gehalte in Gesteinskörnungen gilt der höhere Wert. 

8) Für geogen bedingte Gehalte gilt keine Begrenzung. 

9) Bei Ausbauasphalt ist dieser Parameter nicht anzuwenden. 

10) Wird der Grenzwert für den KW-Index (C10-C40) aufgrund von bituminösen Anteilen überschritten, 
so ist dieser Wert für die Beurteilung des Materials nicht maßgeblich, sofern der (flüchtigere) Anteil an 
C10-C17 75 mg/kg TM bei der Qualitätsklasse U-A und 100 mg/kg TM bei der Qualitätsklasse U-B für 
den KW-Index nicht überschreitet. In diesem Fall ist im Prüfbericht das Ergebnis für C10-C17 sowie der 
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Asphaltanteil in M-% anzugeben. Alternativ ist bei einem Recycling-Baustoff RA (recycliertes 
gebrochenes Asphaltgranulat) mit einem Asphaltanteil von mehr als 90 M-% der Parameter KW-Index 
nicht anzuwenden. Statt dessen gilt ein KW-Index im Eluat von 2 mg/kg TM bei der Qualitätsklasse U-A 
und ein KW-Index im Eluat von 5 mg/kg TM bei der Qualitätsklasse U-B. 

11) Schwimmendes Material, bestimmt nach dem Stand der Technik 

12) Glas und sonstige Materialien, bestimmt nach dem Stand der Technik 

13) Auf die Bestimmung des Parameters kann verzichtet werden, wenn von der externen befugten 
Fachperson oder Fachanstalt begründet werden kann, dass aufgrund der Abfallherkunft bzw. des 
Entstehungsprozesses des Abfalls kein Verdacht auf eine Verunreinigung mit dem jeweiligen Stoff 
vorliegt. 

14) Bei einem Recycling-Baustoff RA (recycliertes gebrochenes Asphaltgranulat) mit einem 
Asphaltanteil von mehr als 90 M-% ist der Parameter KW-Index nicht anzuwenden. 

15) Der Grenzwert von 300 mg/kg TM gilt für Gesteinskörnungen (insbesondere Ausbauasphalt), die in 
eingehausten Heißmischanlagen mit Dämpfeerfassung und -behandlung aus dem Mischprozess eingesetzt 
werden. Die Dämpfeerfassung und -behandlung muss die Freisetzung von Schadstoffen, insbesondere 
TOC, KW und PAK, nach dem Stand der Technik verhindern. Das Asphaltmischgut hat den Grenzwert 
von 20 mg/kg TM einzuhalten. 
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Anhang 3 

Qualitätssicherung hinsichtlich Umweltverträglichkeit 

Allgemeines 

Die Umweltverträglichkeit (Einhaltung der im Anhang 2 definierten Gesamtgehalte und Eluatgehalte) ist 
für jede Charge eines Recycling-Baustoffes durch eine analytische Untersuchung gemäß den Vorgaben 
dieses Anhangs nachzuweisen. 

Jede Charge ist bis zum positiven Abschluss der Untersuchungen zwischenzulagern. Davon darf 
abgesehen werden, wenn 

 – bei einem Abbruch aus dem Abbruchabfall ein Recycling-Baustoff vor Ort hergestellt wird 
und dieser vor Ort im Zuge eines Bauvorhabens eingesetzt werden soll, 

 – die Abbruchabfälle auf Grund der Art des Abbruchobjekts sowie der Erkenntnisse aus der 
Schad- und Störstofferkundung eine Einhaltung der Grenzwerte sowie eine gleichbleibende 
Qualität erwarten lassen und 

 – der Übernehmer der Recycling-Baustoffe darüber informiert wird, dass die Untersuchungen 
für diese Recycling-Baustoffe zum Zeitpunkt des Einbaus noch nicht vorliegen. 

Hinsichtlich Aufschluss-, Auslaug- und Bestimmungsmethoden zur chemisch-analytischen Untersuchung 
gelten alle Vorgaben des Anhangs 4 Teil 1 Kapitel 5 DVO 2008. Die schwimmenden Materialien, Glas 
und sonstigen Materialien sind nach dem Stand der Technik zu bestimmen. 

Werden aus einem Ausgangsmaterial gleichzeitig mehrere Recycling-Baustoffe erzeugt, die sich 
ausschließlich durch die Kornverteilung unterscheiden, ist es unter folgenden Bedingungen ausreichend, 
die Qualitätssicherung auf die Charge mit der feinsten Kornverteilung zu beschränken: 

 – Alle gleichzeitig erzeugten Chargen werden der Qualitätsklasse, die durch die Untersuchung der 
Charge mit der feinsten Kornverteilung ermittelt wurde, zugeordnet. 

 – Die Chargen jener Kornverteilungen, die nicht unmittelbar untersucht werden (d.h. in der Regel 
die Grobfraktionen), werden zwischengelagert bis die Untersuchung der Charge mit der feinsten 
Kornverteilung abgeschlossen ist. 

 – Wird in der Charge mit der feinsten Kornverteilung ein Grenzwert nicht eingehalten, gilt die 
weitere Vorgehensweise (zB Zuordnung einer anderen Qualitätsklasse) auch für alle nicht 
untersuchten Chargen desselben Ausgangsmaterials, oder diese Chargen werden getrennt 
untersucht. 

Von jeder untersuchten Feldprobe ist eine Rückstellprobe (zumindest 2 kg) zu bilden und zumindest ein 
halbes Jahr ab dem Zeitpunkt der Übergabe der jeweiligen Charge an einen Dritten aufzubewahren. 

1. Standardverfahren zur Qualitätssicherung von Recycling-Baustoffen 

Das Standardverfahren der Qualitätssicherung von Recycling-Baustoffen besteht aus einer 
Deklarationsprüfung einer externen befugten Fachperson oder Fachanstalt und einer werkseigenen 
Produktionskontrolle. Jede hergestellte Charge ist dabei getrennt analytisch zu untersuchen und zu 
beurteilen. Die Größe einer zu beurteilenden Charge darf dabei maximal die Menge aus 
50 Produktionsstunden (dh. in der Regel die Produktion einer Woche) betragen. 

1.1. Deklarationsprüfung 

Für die Deklarationsprüfung ist die erste hergestellte Charge (maximal 50 Produktionsstunden, 
Mindestmenge 200 t) eines Recycling-Baustoffes gemäß diesem Kapitel durch eine externe befugte 
Fachperson oder Fachanstalt zu beproben und chemisch-analytisch zu untersuchen. 

Die Deklarationsprüfung ist für jeden Recycling-Baustoff zumindest einmal in jedem folgenden 
Produktionsjahr zu wiederholen. 

1.1.1. Probenahmeplanung und Probenahme 

Aus der zu beurteilenden Charge sind zumindest 10 Stichproben – gleichmäßig über die vorliegende 
Masse verteilt – zu ziehen und zu einer qualifizierten Stichprobe (Feldprobe) zu vereinigen. 

Hinsichtlich der Durchführung der Probenahme, der Mindestprobenmenge einer Stichprobe und der 
Dokumentation der Probenahme gelten die Vorgaben der ÖNORM EN 932-1 „Prüfverfahren für 
allgemeine Eigenschaften von Gesteinskörnungen – Teil 1: Probenahmeverfahren“, ausgegeben am 
1. Jänner 1997. 
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1.1.2. Untersuchung der Proben 

Die aus der zu beurteilenden Charge gewonnene Feldprobe ist für 

 – Gesteinskörnungen für den ungebundenen sowie für den hydraulisch oder bituminös gebundenen 
Einsatz auf alle begrenzten Parameter der Tabelle 1 des Anhangs 2, 

 – Gesteinskörnungen zur Verwendung im Trapez des Gleiskörpers oder in Verkehrsflächen gemäß 
§ 13 Z 4 auf alle begrenzten Parameter der Tabelle 1a des Anhangs 2 

 – Gesteinskörnungen zur ausschließlichen Herstellung von Beton ab Festigkeitsklasse C 12/15 oder 
für die Herstellung von Beton der Festigkeitsklasse C 8/10 ab der Expositionsklasse XC1 gemäß 
ÖNORM B 4710-1 auf alle begrenzten Parameter der Tabelle 2 des Anhangs 2 und 

 – Gesteinskörnungen zur ausschließlichen Herstellung von Asphaltmischgut oder zur Herstellung 
einer ungebundenen oberen Tragschicht gemäß § 13 Z 9 auf alle begrenzten Parameter der 
Tabelle 3 des Anhangs 2 

analytisch zu untersuchen. 

1.1.3. Beurteilung 

Auf Basis der Untersuchungsergebnisse der Feldprobe ist die zu beurteilende Charge gemäß den 
Grenzwerten der zutreffenden Tabelle des Anhangs 2 einer entsprechenden Qualitätsklasse – bei 
Einhaltung aller Grenzwerte – zuzuordnen. 

Wurden für eine zu beurteilende Charge mehrere Feldproben untersucht, ist der Beurteilungswert der 
Charge für jeden Parameter als arithmetisches Mittel der einzelnen Untersuchungsergebnisse zu 
berechnen. Der Beurteilungswert muss den Grenzwert einhalten. Die Untersuchungsergebnisse der 
einzelnen Feldproben müssen dabei innerhalb des Toleranzbereiches gemäß Anhang 4 Teil 1 Kapitel 7 
DVO 2008 liegen. 

Für alle Wiederholungen der Deklarationsprüfung müssen die Grenzwerte der zutreffenden Tabellen des 
Anhangs 2 für die deklarierte Qualitätsklasse des jeweiligen Recycling-Baustoffes für die untersuchte 
Charge eingehalten werden, andernfalls ist die untersuchte Charge entweder: 

 – nach Entfernung der entsprechenden Schad- oder Störstoffe im Rahmen einer 
Deklarationsprüfung erneut zu untersuchen und die Einhaltung der jeweiligen Grenzwerte zu 
beurteilen, oder 

 – einer anderen Qualitätsklasse – bei Einhaltung aller Grenzwerte – zuzuordnen, oder 

 – aus der Produktion auszuschleusen und ordnungsgemäß zu behandeln. 

Zusätzlich ist bei Überschreitung eines oder mehrerer Grenzwerte im Zuge der Wiederholungen der 
Deklarationsprüfung unmittelbar zumindest eine weitere Charge von maximal 50 Produktionsstunden 
dieses Recycling-Baustoffes gemäß den Bestimmungen dieses Kapitels von einer externen befugten 
Fachperson oder Fachanstalt zu untersuchen und zu beurteilen. 

1.1.4. Dokumentation 

Jede Deklarationsprüfung ist in einem Beurteilungsnachweis zu dokumentieren, der zumindest Folgendes 
zu enthalten hat: 

 1. Eindeutige Kennung des Beurteilungsnachweises und der beurteilten Charge; 

 2. Name, Anschrift und, falls im eRAS registriert, die GLN der externen befugten Fachperson oder 
Fachanstalt; 

 3. Ausstellungsdatum, Stempel und Unterschrift; 

 4. Bezeichnung gemäß § 11 und Masse (in Tonnen) der beurteilten Charge; 

 5. Name, Anschrift und GLN des Herstellers von Recycling-Baustoffen; 

 6. Aussagekräftige(s) Foto(s) des Materials und des Ortes, an dem die Beprobung stattgefunden hat; 

 7. Probenahmeprotokoll; 

 8. Analysenberichte für die einzelnen begrenzten Parameter gemäß Anhang 2 inklusive angewandte 
Probenaufbereitungs-, Aufschluss-, Auslaug- und Bestimmungsmethoden; 

 9. Nachvollziehbare Darstellung aller Beurteilungswerte, Gegenüberstellung mit den jeweiligen 
Grenzwerten und Beurteilung der Grenzwerteinhaltung; 

 10. Zugeordnete Qualitätsklasse für die beurteilte Charge sowie Einsatzbereiche und 
Verwendungsverbote aufgrund der jeweiligen zutreffenden Qualitätsklasse; 

 11. Im Falle der Inanspruchnahme von Ausnahmen gemäß § 9 Abs. 1 oder Anhang 2 für 
Gesamtgehalte aufgrund geogener Hintergrundbelastungen die Bestätigung und eine 
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nachvollziehbare geologische Begründung, dass es sich bei den betroffenen Parametern 
tatsächlich um eine geogene Hintergrundbelastung handelt. 

1.2. Werkseigene Produktionskontrolle (WPK) 

Die Umweltverträglichkeit ist im Rahmen einer werkseigenen Produktionskontrolle für alle Chargen 
(maximal 50 Produktionsstunden) analytisch nachzuweisen, die nicht im Rahmen der Deklarations-
prüfung untersucht werden. 

1.2.1. Probenahmeplanung und Probenahme 

Für jede zu beurteilende Charge eines bestimmten Recycling-Baustoffes sind zumindest 10 Stichproben 
gleichmäßig verteilt aus der laufenden Produktion zu ziehen und zu einer qualifizierten Stichprobe 
(Feldprobe) zu vereinigen. 

Hinsichtlich der Durchführung der Probenahme, der Mindestprobenmenge einer Stichprobe und der 
Dokumentation der Probenahme gelten die Vorgaben der ÖNORM EN 932-1. 

1.2.2. Untersuchung der Proben 

Die aus der zu beurteilenden Charge gewonnene Feldprobe ist für 

 – Gesteinskörnungen für den ungebundenen sowie für den hydraulisch oder bituminös gebundenen 
Einsatz auf alle begrenzten Parameter der Tabelle 1 des Anhangs 2, 

 – Gesteinskörnungen zur Verwendung im Trapez des Gleiskörpers oder in Verkehrsflächen gemäß 
§13 Z 4 auf alle begrenzten Parameter der Tabelle 1a des Anhangs 2 

 – Gesteinskörnungen zur ausschließlichen Herstellung von Beton ab Festigkeitsklasse C 12/15 oder 
der Festigkeitsklasse C 8/10 ab der Expositionsklasse XC1 gemäß ÖNORM B 4710-1 auf alle 
begrenzten Parameter der Tabelle 2 des Anhangs 2 und 

 – Gesteinskörnungen zur ausschließlichen Herstellung von Asphaltmischgut oder zur Herstellung 
einer ungebundenen oberen Tragschicht gemäß § 13 Z 9 auf alle begrenzten Parameter der 
Tabelle 3 des Anhangs 2 

analytisch zu untersuchen. 

1.2.3. Beurteilung 

Die Untersuchungsergebnisse der Feldprobe für die zu beurteilende Charge müssen die Grenzwerte der 
deklarierten Qualitätsklasse für den jeweiligen Recycling-Baustoff einhalten, andernfalls ist die jeweilige 
Charge entweder: 

 – nach Entfernung der entsprechenden Schad- oder Störstoffe erneut zu untersuchen und die 
Einhaltung der jeweiligen Grenzwerte zu beurteilen, oder 

 – einer anderen Qualitätsklasse – bei Einhaltung aller Grenzwerte – zuzuordnen, oder 

 – aus der Produktion auszuschleusen und ordnungsgemäß zu behandeln. 

Wurden für die jeweilige Charge mehrere Feldproben untersucht, ist der Beurteilungswert der Charge für 
jeden Parameter als arithmetisches Mittel der einzelnen Untersuchungsergebnisse zu berechnen. Der 
Berurteilungswert muss den Grenzwert einhalten. Die Untersuchungsergebnisse der einzelnen Feldproben 
müssen dabei innerhalb des Toleranzbereiches gemäß Anhang 4 Teil 1 Kapitel 7 DVO 2008 liegen. 

1.2.4. Dokumentation 

Im Rahmen der WPK ist für jede beurteilte Charge zumindest zu dokumentieren: 

 1. Eindeutige Kennung der beurteilten Charge; 

 2. Name, Anschrift und GLN des Herstellers von Recycling-Baustoffen; 

 3. Ort der Produktion; 

 4. Probenahme (Probenahmeprotokoll); 

 5. Bezeichnung gemäß § 11; 

 6. Masse der beurteilten Charge (in Tonnen); 

 7. Produktionszeitraum, in der die beurteilte Charge produziert wurde; 

 8. Analysenberichte für die einzelnen begrenzten Parameter gemäß Anhang 2; 

 9. Zugeordnete Qualitätsklasse gemäß § 9 und 

 10. Einsatzbereiche und Verwendungsverbote für die ermittelte Qualitätsklasse. 

2. Qualitätssicherung für Einzelchargen gemäß ÖNORM S 2127 

Wenn keine Probenahme aus einer laufenden Produktion möglich ist, können einzelne Chargen eines 
Recycling-Baustoffes auch gemäß ÖNORM S 2127 „Grundlegende Charakterisierung von Abfallhaufen 
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oder von festen Abfällen aus Behältnissen und Transportfahrzeugen“, ausgegeben am 1. November 2011, 
hinsichtlich der Umweltverträglichkeit geprüft werden. Hierzu ist die jeweilige Charge mit beliebiger 
Größe gemäß den Vorgaben der ÖNORM S 2127 durch eine externe befugte Fachperson oder Fachanstalt 
mit einem maximalen Beurteilungsmaßstab von 500 t zu untersuchen. Als Parameterumfang gilt für: 

 – Gesteinskörnungen für den ungebundenen sowie für den hydraulisch oder bituminös gebundenen 
Einsatz alle begrenzten Parameter der Tabelle 1 des Anhangs 2, 

 – Gesteinskörnungen zur Verwendung im Trapez des Gleiskörpers oder in Verkehrsflächen gemäß 
§ 13 Z 4 auf alle begrenzten Parameter der Tabelle 1a des Anhangs 2, 

 – Gesteinskörnungen zur ausschließlichen Herstellung von Beton ab Festigkeitsklasse C 12/15 oder 
der Festigkeitsklasse C 8/10 ab der Expositionsklasse XC1 gemäß ÖNORM B 4710-1 alle 
begrenzten Parameter der Tabelle 2 des Anhangs 2 und 

 – Gesteinskörnungen zur ausschließlichen Herstellung von Asphaltmischgut oder zur Herstellung 
einer ungebundenen oberen Tragschicht gemäß § 13 Z 9 alle begrenzten Parameter der Tabelle 3 
des Anhangs 2 

Die jeweilige Charge ist – bei Einhaltung aller Grenzwerte – einer entsprechenden Qualitätsklasse gemäß 
§ 9 iVm Anhang 2 zuzuordnen. 

Bei der Untersuchung von Chargen gemäß § 18 Abs. 1 Z 2 gilt abweichend zur ÖNORM S 2127 ein 
maximaler Beurteilungsmaßstab von 1 500 t. 

3. Qualitätssicherung für Recycling-Baustoffe aus bestimmten Abfällen 

3.1. Recycling-Baustoffe aus Stahlwerksschlacken direkt aus der Produktion 

Die Qualitätssicherung für Recycling-Baustoffe aus Stahlwerksschlacken direkt aus der Produktion hat 
als grundlegende Charakterisierung als Abfallstrom gemäß Anhang 4 Teil 2 Kapitel 3 DVO 2008 durch 
eine externe befugte Fachperson oder Fachanstalt zu erfolgen, wobei der Parameterumfang und die 
Grenzwerte der Tabelle 4 des Anhangs 2 gelten. Alle begrenzten Parameter der Tabelle 4 des Anhangs 2 
sind dabei als grenzwertrelevante Parameter zu untersuchen und zu beurteilen. 

Einzelne Chargen an Stahlwerksschlacken können auch als sonstig einmalig anfallender Abfall gemäß 
Anhang 4 Teil 2 Kapitel 1.8 DVO 2008 grundlegend charakterisiert werden, wobei ein maximaler 
Beurteilungsmaßstab von 200 t sowie der Parameterumfang und die Grenzwerte der Tabelle 4 des 
Anhangs 2 gelten. 

3.2. Recycling-Baustoffe aus bituminös oder hydraulisch gebundenen Deck- oder Tragschichten aus 
dem Rückbau oder der Sanierung von Verkehrsflächen 

Die Qualitätssicherung für Recycling-Baustoffe aus bituminös oder hydraulisch gebundenen Deck- oder 
Tragschichten (zB Ausbauasphalt) aus dem Rückbau und der Sanierung von Verkehrsflächen kann 
mittels Beprobung durch Einzelproben (zB Bohrkerne, Fräsproben) und deren analytischen Untersuchung 
noch vor Beginn der Aufbruch- oder Frästätigkeit (in-situ) durchgeführt werden. 

Die Probenahmeplanung, Probenahme, Beurteilung und Dokumentation hat dabei durch eine externe 
befugte Fachperson oder Fachanstalt zu erfolgen, wobei die Probenahme unter bestimmten Bedingungen 
(siehe 3.2.1) von betriebseigenem Personal des Bauherrn durchgeführt werden kann. Bei Abbruch- oder 
Fräsvorhaben mit mehr als 2 000 m

2
 Fläche ist jeder Fahrstreifen getrennt zu beproben. 

Grundsätzlich ist jedes Abbruch- oder Fräsvorhaben getrennt zu untersuchen und zu beurteilen, eine 
gemeinsame Untersuchung und Beurteilung mehrerer Abbruch- oder Fräsvorhaben durch eine 
Sammelprobe aller Einzelproben ist zulässig wenn: 

 – Maximal fünf Rückbauvorhaben zu einer Sammelprobe zusammengefasst werden, 

 – Insgesamt nicht mehr als 20 000 m
2
 durch die Sammelprobe repräsentiert werden, 

 – Jedes dieser Rückbauvorhaben mit mindestens zwei Einzelproben repräsentiert ist (zB je 
Fahrstreifen eine Probe) und 

 – Keine Schadstoffbelastungen (insbesondere Teer) in der abzufräsenden Schicht bekannt sind oder 
im Zuge der Probenahme wahrgenommen wurden. 

3.2.1. Probenahmeplanung und Probenahme 

Es ist maximal pro 2 000 m
2
 aufzubrechender oder zu fräsender Fläche eine Einzelprobe vorzusehen. Bei 

Bundesstraßen A und S ist ein Beprobungsraster von einer Einzelprobe pro maximal 5 000 m
2
 

ausreichend, wenn eine entsprechende Homogenität des Straßenaufbaus vorliegt. 

Die Probenahme kann unter folgenden Bedingungen durch betriebseigenes Personal des Bauherrn 
durchgeführt werden: 
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 – Der betriebseigene Probenehmer ist entsprechend bautechnisch und abfallchemisch geschult 
(maßgeblich ist hier vor allem die Fähigkeit, eventuelle Teerkontaminationen zu erkennen und zu 
bewerten) und 

 – Die Bohrkerne werden von der externen befugten Fachperson oder Fachanstalt vor der 
analytischen Untersuchung optisch und olfaktorisch beurteilt. 

Die Einzelprobe ist jedenfalls an einem für die jeweilige Fläche möglichst repräsentativen Punkt zu 
gewinnen, die Probenahme hat über die geplante Frästiefe zu erfolgen. Jede Probenahme einer 
Einzelprobe ist in einem Probenahmeprotokoll in Anlehnung an das Probenahmeprotokoll der ÖNORM 
S 2127 zu dokumentieren, das vor Ort vom Probenehmer zu unterzeichnen ist. 

3.2.2. Untersuchung der Proben 

Pro maximal 20 000 m
2
 Rückbaufläche können alle gezogenen Einzelproben zu einer Sammelprobe 

zusammengefasst werden. Sind aufgrund der optischen/olfaktorischen Beurteilung der Bohrkerne vor der 
analytischen Untersuchung in der Schichtung unterschiedliche Qualitäten zu erwarten, dann sind diese 
auch getrennt zu analysieren und auch getrennt abzutragen. Diese Sammelprobe oder die Einzelproben 
sind in weiterer Folge für: 

 – Gesteinskörnungen für den ungebundenen sowie für den hydraulisch oder bituminös gebundenen 
Einsatz auf alle begrenzten Parameter der Tabelle 1 des Anhangs 2, 

 – Gesteinskörnungen zur Verwendung im Trapez des Gleiskörpers oder in Verkehrsflächen gemäß 
§13 Z 4 auf alle begrenzten Parameter der Tabelle 1a des Anhangs 2, 

 – Gesteinskörnungen zur ausschließlichen Herstellung von Beton ab Festigkeitsklasse C 12/15 oder 
der Festigkeitsklasse C 8/10 ab der Expositionsklasse XC1 gemäß ÖNORM B 4710-1 auf alle 
begrenzten Parameter der Tabelle 2 des Anhangs 2 und 

 – Gesteinskörnungen zur ausschließlichen Herstellung von Asphaltmischgut oder zur Herstellung 
einer ungebundenen oberen Tragschicht gemäß § 13 Z 9 auf alle begrenzten Parameter der 
Tabelle 3 des Anhangs 2 

chemisch-analytisch zu untersuchen. Dafür sind die jeweiligen Bohrkerne senkrecht zu halbieren 
(Rückstellprobe), eine Hälfte in der vorgesehenen Frässtärke zu schneiden, zu brechen und zu 
untersuchen. 

3.2.3. Beurteilung 

Auf Basis der Untersuchungsergebnisse der Sammelprobe oder der Einzelproben ist das aus der 
jeweiligen Asphaltfläche abgefräste Material einer entsprechenden Qualitätsklasse gemäß § 9 iVm 
Anhang 2 - bei Einhaltung aller Grenzwerte - zuzuordnen. 

3.2.4. Dokumentation 

Die Dokumentation durch die externe befugte Fachperson oder Fachanstalt hat gemäß Kapitel 1.1.4. zu 
erfolgen, wobei zusätzlich anzugeben sind: 

 – beprobte Straßenstücke (zB Kilometrierung, Katastralgemeinde, Grundstücksnummer) und 
Positionen der Entnahmestellen der Einzelproben, 

 – Ergebnis der optischen/olfaktorischen Beurteilung der einzelnen Bohrkerne und 

 – flächenmäßige Einteilung der Bereiche verschiedener Qualitätsklassen (falls verschiedene 
Qualitätsklassen im Zuge eines Abbruch- oder Fräsvorhabens vorhanden sind). 

3.3. Recycling-Baustoffe aus Gleisschottermaterial und technischem Schüttmaterial aus dem 
Unterbau von Gleisbauwerken 

Die Qualitätssicherung für Recycling-Baustoffe aus Gleisschottermaterial und technischem 
Schüttmaterial aus dem Unterbau von Gleisbauwerken kann auch durch eine grundlegende 
Charakterisierung gemäß Anhang 4 Teil 2 Kapitel 1.6 DVO 2008 vor Beginn der Aushub- oder 
Abräumtätigkeit durch eine externe befugte Fachperson oder Fachanstalt erfolgen. 

Als Parameterumfang für die Erstuntersuchung gelten zumindest alle für die Qualiätsklasse U-E 
begrenzten Parameter. Es ist jedenfalls eine Detailuntersuchung aller Anteile bzw. Teilmengen auf alle 
grenzwertrelevanten Parameter sowie jedenfalls auf die Parameter ∑16PAK (EPA), KW-Index und 
Benz(a)pyren (jeweils als Gesamtgehalt) durchzuführen. 

Die untersuchten Massen sind – bei Einhaltung aller Grenzwerte – der Qualitätsklasse U-E zuzuordnen. 
Wenn die Grenzwerte der Qualitätsklasse U-E eingehalten sind, kann, wenn auch eine andere 
Qualitätsklasse eingehalten wird, die untersuchte Masse dieser anderen Qualitätsklasse zugeordnet 
werden. 
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Für Gleisaushubmaterial aus dem Oberbau von Gleisbereichen geringer 
Kontaminationswahrscheinlichkeit (HE 1 gemäß Anhang 4 Teil 2 Kapitel 1.6 DVO 2008), das in einem 
Zug im Unterbau als Tragschichtmaterial verwertet werden soll, ist für die Qualitätssicherung eine 
Begehung des Streckenabschnitts inklusive einer visuellen und olfaktorischen Befundung durch eine 
externe befugte Fachperson oder Fachanstalt ausreichend. Die Begehung bzw. die Befundung ist 
entsprechend zu dokumentieren. 

3.4 Recycling-Baustoffe aus technischem Schüttmaterial 

Die Qualitätssicherung für Recycling-Baustoffe aus technischem Schüttmaterial kann auch als eine 
grundlegende Charakterisierung gemäß Anhang 4 Teil 2 Kapitel 1.2 DVO 2008 vor Beginn der Aushub- 
oder Abräumtätigkeit durch eine externe befugte Fachperson oder Fachanstalt erfolgen. 

Als Parameterumfang für die Erstuntersuchung gelten zumindest alle für die Qualitätsklasse U-E 
begrenzten Parameter. Die untersuchten Massen sind – bei Einhaltung aller Grenzwerte – der 
Qualitätsklasse U-E zuzuordnen. Wenn die Grenzwerte der Qualitätsklasse U-E eingehalten sind, kann, 
wenn auch eine andere Qualitätsklasse eingehalten wird, die untersuchte Masse dieser anderen 
Qualitätsklasse zugeordnet werden. 
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Anhang 4 

Zulässige Einsatzbereiche und Verwendungsverbote gemäß den §§ 13 und 17 

Tabelle 1: Tabellarische Zuordnung der Qualitätsklassen zu den Einsatzbereichen und Verwendungsverboten gemäß den §§ 13 und 17 

Qualitätsklasse Beschreibung 

Ungebundene 
Anwendung

1)
 ohne 

gering durchlässige, 
gebundene Deck- 
oder Tragschicht 

Ungebundene 
Anwendung

1)
 

unter gering 
durchlässiger, 

gebundener Deck- 
oder Tragschicht 

Herstellung von 
Beton ab der 

Festigkeitsklasse 
C 12/15 oder der 
Festigkeitsklasse 
C 8/10 ab der Ex-

positionsklasse XC1 

Herstellung 
von Asphalt-

mischgut 

U-A 
(ungebunden – A) 

Gesteinskörnungen für den ungebundenen 
sowie für den hydraulisch oder bituminös 
gebundenen Einsatz 

Ja Ja Ja Ja 

U-B 
(ungebunden – B) 

Gesteinskörnungen für den ungebundenen 
sowie für den hydraulisch oder bituminös 
gebundenen Einsatz 

Nein Ja
2)

 Ja Ja 

U-E 
(ungebunden – E) 

Gesteinskörnungen für den ungebundenen 
sowie für den hydraulisch oder bituminös 
gebundenen Einsatz 

Ja
2)3)

 Ja
2)

 Ja Ja 

H-B 
(für hydraulische Bindung – B) 

Gesteinskörnungen ausschließlich zur 
Herstellung von Beton ab der 
Festigkeitsklasse C 12/15 oder der 
Festigkeitsklasse C 8/10 ab der 
Expositionsklasse XC1 

Nein Nein Ja Nein 

B-B 
(für bituminöse Bindung – B) 

Gesteinskörnungen (insbesondere 
Ausbauasphalt) zur Herstellung von 
Asphaltmischgut 

Nein Nein
4)

 Nein Ja 

B-C 
(für bituminöse Bindung – C) 

Gesteinskörnungen (insbesondere 
Ausbauasphalt) zur Herstellung von 
Asphaltmischgut 

Nein Nein Nein Ja
5)
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B-D 
(für bituminöse Bindung – D) 

Gesteinskörnungen (insbesondere 
Ausbauasphalt) zur Herstellung von 
Asphaltmischgut 

Nein Nein
4)

 Nein Ja
5)6)

 

D 
(Stahlwerksschlacke D) 

Gesteinskörnungen aus Stahlwerks-
schlacken direkt aus der Produktion 
ausschließlich zur Herstellung von 
Asphaltmischgut 

Nein Nein Nein Ja
6)

 

 

_______________________________ 
1)

 Einschließlich Herstellung von Beton unter der Festigkeitsklasse C 12/15 oder bis zur Festigkeitsklasse C 8/10 unter der Expositionsklasse XC1 
2)

 Verwendung gemäß § 13 Z 1 (sofern nicht eine wasserrechtliche Bewilligung für den Einsatz des Recycling-Baustoffes vorliegt nicht in Schutzgebieten, nicht in 
ausgewiesenen Kernzonen von Schongebieten, nicht in ausgewiesenen engeren Schongebieten, nicht im und unmittelbar über dem Grundwasser und nicht in 
Oberflächengewässern) 
3)

 Nur im Trapez des Gleiskörpers als Tragschicht (§ 13 Z 4) 
4)

 Ein Recycling-Baustoff der Qualitätsklasse B-B und B-D aus Asphalt, der durch Fräsen gewonnen wird, darf auch für die Herstellung von ungebundenen oberen 
Tragschichten gemäß § 13 Z 9 verwendet werden. 
5)

 Bei einem PAK-Gesamtgehalt (16 PAK nach EPA) zwischen 20 mg/kg TM und 300 mg/kg TM ist die Verwendung ausschließlich in eingehausten 
Heißmischanlagen mit Dämpfeerfassung und  behandlung aus dem Mischprozess zulässig. Die Dämpfeerfassung und -behandlung muss die Freisetzung von 
Schadstoffen, insbesondere TOC, KW und PAK, nach dem Stand der Technik verhindern. Das Asphaltmischgut hat den Grenzwert von 20 mg/kg TM einzuhalten. 
6)

 Verwertung nur zulässig unter Einhaltung der Einsatzbereiche und Verwendungsverbote des § 17. 
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Anhang 5 

Aufzeichnungs- und Meldepflichten 

Teil I 

Stammdaten (Mindestanforderungen) 

 

Ergänzend zu Anhang 1 der Abfallbilanzverordnung haben Hersteller von Recycling-Baustoffen im 
Register gemäß § 22 AWG 2002 Folgendes anzugeben: 

 1. Je Standort der Herstellung von Recycling-Baustoffen soweit zutreffend ein „relevantes Lager für 
hergestellte Recycling-Baustoffe der Qualitätsklasse U-A gemäß § 14“ und soweit zutreffend ein 
„relevantes Lager für sonstige Recycling-Baustoffe“. 

 2. Bei Herstellung von Recycling-Baustoffen in mobilen Anlagen (Betrieb an unterschiedlichen, 
wechselnden Standorten) sind am Sitz (Standort) soweit zutreffend ein „relevantes Lager für in 
mobilen Anlagen außerhalb von dauerhaften Abfallbehandlungsstandorten hergestellte 
Recycling-Baustoffe der Qualitätsklasse U-A gemäß § 14“ und soweit zutreffend ein „Lager für 
in mobilen Anlagen außerhalb von dauerhaften Abfallbehandlungsstandorten hergestellte 
sonstige Recycling-Baustoffe“ zu registrieren. 

 3. Werden mobile Anlagen zur Herstellung von Recycling-Baustoffen an einem Standort 
wiederkehrend eingesetzt, so ist die Aufstellungsfläche als relevante Abfallbehandlungsanlage zu 
registrieren und mit dem Anlagenattribut „wird mit mobilen Anlagen betrieben“ zu 
kennzeichnen. Die Angabe der Lager für hergestellte Recycling-Baustoffe hat entsprechend Z 1 
zu erfolgen. 

 4. Kennzeichnung aller relevanten Anlagen als Abfallbilanzberichtseinheit (BE_ABIL). 
 

Teil II 

Vorgaben für elektronische Aufzeichnungen und Meldungen 

 

1. ALLGEMEINES 

Für Aufzeichnungen und Meldungen zu Art, Menge, Herkunft und Verbleib von Abfällen zur Herstellung 
von Recycling-Baustoffen sind, soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt ist, die Bestimmungen der 
Abfallbilanzverordnung, BGBl. II Nr. 497/2008, in der jeweils geltenden Fassung, anzuwenden. In 
anderen Verordnungen enthaltene zusätzliche Anforderungen an Aufzeichnungen und Meldungen zu Art, 
Menge, Herkunft und Verbleib von Abfällen bleiben unberührt. 

Bei mobilen Anlagen bzw. bei Anlagen gemäß Anhang 5 Teil I Z 2 ist für Herkunft bzw. Verbleib von 
Abfällen sowie für Lagerstandskorrekturen jeweils zusätzlich zur Anlagen-GLN der Aufstellungsstandort 
durch Angabe der Postleitzahl anzugeben. 
 

2. ERGÄNZENDE AUFZEICHNUNGS- UND MELDUNGSINHALTE FÜR DIE 
HERSTELLUNG VON RECYCLING-BAUSTOFFEN 

Ergänzend sind die folgenden Inhalte gemäß Punkt 2.1 bis 2.5 jeweils ehestmöglich aufzuzeichnen. 

2.1 Herstellung von Recycling-Baustoffen der Qualitätsklasse U-A gemäß § 14 

Die Herstellung von Recycling-Baustoffen der Qualitätsklasse U-A gemäß § 14 ist ehestmöglich nach der 
Herstellung durch die Aufzeichnung einer innerbetrieblichen Abfallbewegung zu dokumentieren. Dafür 
ist getrennt aufzuzeichnen: 

 – Buchungsart (innerbetriebliche Abfallbewegung bzw. zutreffendenfalls Rücknahme aus 
Lohnarbeit), 

 – Datum der innerbetrieblichen Abfallbewegung bzw. zutreffendenfalls der Rücknahme aus 
Lohnarbeit (bei innerbetrieblicher Abfallbewegung ist auch die Angabe des Zeitraums zulässig), 

 – als Herkunft die Anlage, in der der Recycling-Baustoff hergestellt worden ist und das 
Behandlungsverfahren zu Herstellung des Recycling-Baustoffes, 

 – Abfallart gemäß Anhang 1 Tabelle 2, 
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 – Abfallmasse, 

 – als Verbleib das zutreffende relevante Lager für hergestellte Recycling-Baustoffe der 
Qualitätsklasse U-A (Anhang 5 Teil I Z 1 bzw. Z 2) und das Behandlungsverfahren zur 
Lagerung. 

Diese innerbetrieblichen Abfallbewegungen dürfen – getrennt nach Abfallart – über einen Zeitraum von 
maximal einem Monat zusammengefasst aufgezeichnet werden. 

2.2 Herstellung von sonstigen Recycling-Baustoffen 

Die Herstellung von sonstigen Recycling-Baustoffen ist durch die Aufzeichnung einer innerbetrieblichen 
Abfallbewegung zu dokumentieren. Dafür ist ehestmöglich nach der Herstellung getrennt aufzuzeichnen: 

 – Buchungsart (innerbetriebliche Abfallbewegung bzw. zutreffendenfalls Rücknahme aus 
Lohnarbeit), 

 – Datum der innerbetrieblichen Abfallbewegung bzw. zutreffendenfalls der Rücknahme aus 
Lohnarbeit (bei innerbetrieblicher Abfallbewegung ist auch die Angabe des Zeitraums zulässig), 

 – als Herkunft die Anlage, in der der Recycling-Baustoff hergestellt worden ist und das 
Behandlungsverfahren zur Herstellung des Recycling-Baustoffes, 

 – Abfallart gemäß Anhang 1 Tabelle 2, 

 – Abfallmasse, 

 – als Verbleib das zutreffende relevante Lager für sonstige hergestellte Recycling-Baustoffe 
(Anhang 5 Teil I Z 1 bzw. Z 2) und das Behandlungsverfahren zur Lagerung. 

Diese innerbetrieblichen Abfallbewegungen dürfen – getrennt nach Abfallart – über einen Zeitraum von 
maximal einem Monat zusammengefasst aufgezeichnet werden. 

2.3 Übergaben von Recycling-Baustoffen der Qualitätsklasse U-A gemäß § 14 

Für jede Übergabe von Recycling-Baustoffen der Qualitätsklasse U-A gemäß § 14 an eine andere 
Rechtsperson ist getrennt aufzuzeichnen: 

 – Buchungsart (Produktübergabe), 

 – Datum der Übergabe, 

 – als Herkunft das zutreffende Lager für hergestellte Recycling-Baustoffe der Qualitätsklasse U-A 
(Anhang 5 Teil I Z 1 bzw. Z 2) und das Behandlungsverfahren zur Lagerung, 

 – die Art des Recycling-Baustoffes durch Angabe der Abfallart „Recycling-Baustoff der 
Qualitätsklasse U-A gemäß Recycling-Baustoffverordnung“ mit der Schlüssel-Nummer 31490, 

 – die Masse des übergebenen Recycling-Baustoff-Produkts und 

 – als Verbleib die Verbleibs-Personenkreis-Identifikationsnummer für „Übernehmer von 
Recycling-Baustoff-Produkten“. 

Übergaben von Recycling-Baustoffen der Qualitätsklasse U-A gemäß § 14 an andere Rechtspersonen 
dürfen – getrennt nach Abfallart – über einen Zeitraum von maximal einem Monat zusammengefasst 
aufgezeichnet werden. 

2.4 Übernahmen und Übergaben von Stahlwerksschlacken 

Bei Übernahmen von Stahlwerksschlacken für die Herstellung von Recycling-Baustoffen von einer 
anderen Rechtsperson sind jeweils zusätzlich zu den Aufzeichnungsinhalten gemäß der 
Abfallbilanzverordnung der Abfallersterzeuger und der Entstehungsort aufzuzeichnen. Dies gilt auch für 
die Übernahme von Abfällen, die Stahlwerksschlacken beinhalten. 

Bei Übergaben von Stahlwerksschlacken an eine andere Rechtsperson und bei Übergaben von Abfällen, 
die Stahlwerksschlacken beinhalten, sind dem Übernehmer der Abfallersterzeuger und der Entstehungsort 
bekannt zu geben. 

2.5 Lagerstand für relevante Lager für hergestellte Recycling-Baustoffe gemäß Anhang 5 Teil I Z 2 

Wenn die Aufzeichnung und Meldung der Inputs und Outputs in die Lager für hergestellte Recycling-
Baustoffe gemäß Anhang 5 Teil I Z 2 den Lagerstand rechnerisch abbildet, so ist keine eigene 
Lagerstandsaufzeichnung und -meldung erforderlich. Andernfalls ist in den Aufzeichnungen und 
Meldungen eine Lagerstandskorrektur vorzunehmen. 
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Gesteinskörnungen für Asphalte und Oberflächenbehandlungen für Straßen, Flugplätze und 
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Vorwort

Die vorliegende Ausgabe ersetzt die Ausgabe ÖNORM B 3130:2010, die technisch überarbeitet wurde. 
Die wesentlichen Änderungen sind nachfolgend angeführt, wobei diese Zusammenstellung keinen An-
spruch auf Vollständigkeit erhebt:

—	 Aufgrund des Inkrafttretens der Recycling-Baustoffverordnung wurde diese ÖNORM vollständig 
überarbeitet.

—	 Die Normativen Verweisungen wurden aktualisiert.

Diese ÖNORM dient zur Umsetzung der ÖNORM EN 13043 und ist gemeinsam mit dieser anzuwenden.

1	 Anwendungsbereich

Diese ÖNORM legt auf Grund der speziellen geografischen, topografischen und klimatischen Verhält-
nisse, die in Österreich herrschen, ausgewählte Anforderungen an Gesteinskörnungen für Asphalt und 
Oberflächenbehandlungen für Straßen, Flugplätze und andere Verkehrsflächen entsprechend den Kate-
gorien der ÖNORM EN 13043 fest.

Diese ÖNORM ist gemeinsam mit der ÖNORM EN 13043 und im Fall der Verwendung von rezyklierten 
Gesteinskörnungen aus natürlichem Gestein auch mit der Recycling-Baustoffverordnung anzuwenden.

Ausbauasphalt für die Verwendung in Heißmischgut fällt nicht in den Anwendungsbereich dieser 
ÖNORM, sondern ist gemäß ÖNORM EN 13108‑8 zu behandeln.

2	 Normative Verweisungen

Die folgenden Dokumente, die in diesem Dokument teilweise oder als Ganzes zitiert werden, sind für 
die Anwendung dieses Dokuments erforderlich. Bei datierten Verweisungen gilt nur die in Bezug ge-
nommene Ausgabe. Bei undatierten Verweisungen gilt die letzte Ausgabe des in Bezug genommenen 
Dokuments (einschließlich aller Änderungen). Rechtsvorschriften sind immer in der jeweils geltenden 
Fassung anzuwenden.

ÖNORM B 3140, Rezyklierte Gesteinskörnungen für ungebundene und hydraulisch gebundene Anwendun‑
gen sowie für Beton

ÖNORM B 3580-1, Asphaltmischgut – Mischgutanforderungen – Teil 1: Asphaltbeton – Empirischer Ansatz 
– Regeln zur Umsetzung der ÖNORM EN 13108‑1

ÖNORM B 3580-2, Asphaltmischgut – Mischgutanforderungen – Teil 2: Asphaltbeton – Gebrauchsverhalten‑
sorientierte Anforderungen – Regeln für die Umsetzung der ÖNORM EN 13108‑1

ÖNORM B 3581, Asphaltmischgut – Mischgutanforderungen – Asphaltbeton für sehr dünne Schichten – Re‑
geln zur Umsetzung der ÖNORM EN 13108‑2

ÖNORM  B 3582, Asphaltmischgut – Mischgutanforderungen – Softasphalt – Regeln zur Umsetzung der 
ÖNORM EN 13108‑3

ÖNORM B 3583, Asphaltmischgut – Mischgutanforderungen – Hot Rolled Asphalt – Regeln zur Umsetzung 
der ÖNORM EN 13108‑4

ÖNORM B 3584-1, Asphaltmischgut – Mischgutanforderungen – Teil 1: Splittmastixasphalt – Empirischer 
Ansatz – Regeln zur Umsetzung der ÖNORM EN 13108‑5

ÖNORM B 3584-2, Asphaltmischgut – Mischgutanforderungen – Teil 2: Splittmastixasphalt – Gebrauchsver‑
haltensorientierte Anforderungen

ÖNORM B 3130:2016-08
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ÖNORM  B 3585, Asphaltmischgut – Mischgutanforderungen – Gussasphalt – Regeln zur Umsetzung der 
ÖNORM EN 13108‑6

ÖNORM B 3586-1, Asphaltmischgut – Mischgutanforderungen – Offenporiger Asphalt – Empirischer Ansatz 
– Regeln zur Umsetzung der ÖNORM EN 13108‑7

ÖNORM B 3586-2, Asphaltmischgut – Mischgutanforderungen – Teil 2: Offenporiger Asphalt – Gebrauchs‑
verhaltensorientierte Anforderungen

ÖNORM B 3587, Asphaltmischgut – Mischgutanforderungen – Kaltasphalt – Regeln in Anlehnung an ÖNORM 
EN 13108‑7

ÖNORM EN 196‑2, Prüfverfahren für Zement – Teil 2: Chemische Analyse von Zement

ÖNORM EN 459‑2, Baukalk – Teil 2: Prüfverfahren

ÖNORM EN 932‑3, Prüfverfahren für allgemeine Eigenschaften von Gesteinskörnungen – Teil 3: Durchfüh‑
rung und Terminologie einer vereinfachten petrographischen Beschreibung

ÖNORM EN 933‑1, Prüfverfahren für geometrische Eigenschaften von Gesteinskörnungen – Teil 1: Bestim‑
mung der Korngrößenverteilung – Siebverfahren

ÖNORM EN 933‑3, Prüfverfahren für geometrische Eigenschaften von Gesteinskörnungen – Teil 3: Bestim‑
mung der Kornform – Plattigkeitskennzahl

ÖNORM EN 933‑4, Prüfverfahren für geometrische Eigenschaften von Gesteinskörnungen – Teil 4: Bestim‑
mung der Kornform – Kornformkennzahl

ÖNORM EN 933‑5, Prüfverfahren für geometrische Eigenschaften von Gesteinskörnungen – Teil 5: Bestim‑
mung des Anteils an gebrochenen Körnern in groben Gesteinskörnungen

ÖNORM EN 933‑6, Prüfverfahren für geometrische Eigenschaften von Gesteinskörnungen – Beurteilung der 
Oberflächeneigenschaften – Teil 6: Fließkoeffizienten von Gesteinskörnungen

ÖNORM EN 933‑9, Prüfverfahren für geometrische Eigenschaften von Gesteinskörnungen – Teil 9: Beurtei‑
lung von Feinanteilen – Methylenblau-Verfahren

ÖNORM EN 933‑10, Prüfverfahren für geometrische Eigenschaften von Gesteinskörnungen – Teil 10: Beur‑
teilung von Feinanteilen – Kornverteilung von Füller (Luftstrahlsiebung)

ÖNORM EN 1097‑1, Prüfverfahren für mechanische und physikalische Eigenschaften von Gesteinskörnun‑
gen – Teil 1: Bestimmung des Widerstandes gegen Verschleiß (Micro-Deval)

ÖNORM EN 1097‑2, Prüfverfahren für mechanische und physikalische Eigenschaften von Gesteinskörnun‑
gen – Teil 2: Verfahren zur Bestimmung des Widerstandes gegen Zertrümmerung

ÖNORM EN 1097‑4, Prüfverfahren für mechanische und physikalische Eigenschaften von Gesteinskörnun‑
gen – Teil 4: Bestimmung des Hohlraumgehaltes an trocken verdichtetem Füller

ÖNORM EN 1097‑6, Prüfverfahren für mechanische und physikalische Eigenschaften von Gesteinskörnun‑
gen – Teil 6: Bestimmung der Rohdichte und der Wasseraufnahme

ÖNORM EN 1097‑7, Prüfverfahren für mechanische und physikalische Eigenschaften von Gesteinskörnun‑
gen – Teil 7: Bestimmung der Dichte von Füller – Pyknometer-Verfahren

ÖNORM EN 1097‑8, Prüfverfahren für mechanische und physikalische Eigenschaften von Gesteinskörnun‑
gen – Teil 8: Bestimmung des Polierwertes

ÖNORM EN 1097‑9, Prüfverfahren für mechanische und physikalische Eigenschaften von Gesteinskörnun‑
gen – Teil 9: Bestimmung des Widerstandes gegen Verschleiß durch Spikereifen – Nordische Prüfung

ÖNORM EN 1367‑1, Prüfverfahren für thermische Eigenschaften und Verwitterungsbeständigkeit von Ge‑
steinskörnungen – Teil 1: Bestimmung des Widerstandes gegen Frost-Tau-Wechsel

ÖNORM B 3130:2016-08
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ÖNORM EN 1367‑3, Prüfverfahren für thermische Eigenschaften und Verwitterungsbeständigkeit von Ge‑
steinskörnungen – Teil 3: Kochversuch für Sonnenbrand-Basalt

ÖNORM EN 1367‑5, Prüfverfahren für thermische Eigenschaften und Verwitterungsbeständigkeit von Ge‑
steinskörnungen – Teil 5: Bestimmung des Widerstandes gegen Hitzebeanspruchung

ÖNORM EN 1744‑1, Prüfverfahren für chemische Eigenschaften von Gesteinskörnungen – Teil 1: Chemische 
Analyse

ÖNORM EN 1744‑4, Prüfverfahren für chemische Eigenschaften von Gesteinskörnungen – Teil 4: Bestim‑
mung der Wasserempfindlichkeit von Füllern in bitumenhaltigen Mischungen

ÖNORM EN  12697‑11, Asphalt – Prüfverfahren für Heißasphalt – Teil 11: Bestimmung der Affinität von 
Gesteinskörnungen und Bitumen

ÖNORM EN 13043, Gesteinskörnungen für Asphalte und Oberflächenbehandlungen für Straßen, Flugplätze 
und andere Verkehrsflächen

ÖNORM EN 13179‑1, Prüfverfahren für mineralische Füller in bitumenhaltigen Mischungen – Teil 1: Del‑
ta-Ring- und Kugel-Verfahren

ÖNORM EN 13179‑2, Prüfverfahren für mineralische Füller in bitumenhaltigen Mischungen – Teil 2: Bitu‑
menzahl

BGBl.  II Nr. 181/2015, 181. Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft über die Pflichten bei Bau- und Abbruchtätigkeiten, die Trennung und die Behandlung 
von bei Bau- und Abbruchtätigkeiten anfallenden Abfällen, die Herstellung und das Abfallende von Recy‑
cling-Baustoffen (Recycling-Baustoffverordnung)

RVS 11.06.23, Qualitätssicherung Bau, Prüfungen, Steinmaterial, Bestimmung des Polierwertes von Sand, 
hg. v. Österreichische Forschungsgesellschaft Straße-Schiene-Verkehr (FSV), Wien 1987

3	 Begriffe

Für die Anwendung dieser ÖNORM gelten die Begriffe nach ÖNORM EN 13043.

4	 Anforderungen

4.1	 Allgemeines

Basierend auf den Anforderungen in der ÖNORM EN 13043 werden die nationalen Anforderungen in 
Tabelle 1 und Tabelle 2 festgelegt. Werden aus nationaler Sicht keine Anforderung gestellt, ist dies durch 
die Kategorie „NR“ (no requirement) zum Ausdruck gebracht.

Wenn bei einem Merkmal in der ÖNORM EN 13043 der Ausdruck „falls gefordert“ angegeben ist, darf 
in der Herstellererklärung auf die Angabe eines Wertes verzichtet werden. In diesem Fall ist in die Her-
stellererklärung die Abkürzung „NPD“ (no performance determined) einzutragen. Diese Vorgangsweise 
ist für Österreich nur dann sinnvoll, wenn in den Anforderungen sowie in den folgenden Tabellen die 
Kategorie „NR“ bzw. „nicht gefordert“ aufscheint.

4.2	 Anforderungen gemäß ÖNORM EN 13043

Die an grobe und feine Gesteinskörnungen sowie an Füller gestellten Anforderungen gemäß ÖNORM 
EN 13043 sind in Tabelle 1 und Tabelle 2 angegeben. Als Fremdfüller sind Steinmehle oder Mischfüller 
zu verwenden.

Die angegebenen Kategorien sind als Mindestanforderung zu verstehen. Die Anwendung von höherwer-
tigen Kategorien ist zulässig.

ÖNORM B 3130:2016-08
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4.3	 Umweltverträglichkeit von rezyklierten Gesteinskörnungen aus natürlichem 
Gestein für die Herstellung von Asphaltmischgut

Für die von der Recycling-Baustoffverordnung erfassten Recycling-Baustoffe aus natürlichem Gestein 
der Qualitätsklassen U-A, U-B, U-E, B-B und B-C, für die Herstellung von Asphaltmischgut, sind die zu 
prüfenden Parameter und Grenzwerte in ÖNORM B 3140:2016, Tabelle B.2, angegeben.

Für die von der Recycling-Baustoffverordnung erfassten Recycling-Baustoffe aus natürlichem Gestein 
der Qualitätsklasse B-D für die Herstellung von Asphaltmischgut ist in der Erstprüfung zusätzlich der 
gutachterliche Nachweis zu erbringen, dass in dieser keine industriell hergestellte Gesteinskörnung 
ent-halten ist, d. h. dass erhöhte Parameter und Grenzwerte geogen bedingt sind.

Im Zuge der Erstprüfung sind bei rezyklierten Gesteinskörnungen aus natürlichem Gestein die Festle-
gungen gemäß Abschnitt 6 zu berücksichtigen.

4.4	 Umweltverträglichkeit von industriell hergestellten Gesteinskörnungen direkt aus 
der Produktion für die Herstellung von Asphaltmischgut

Für die von der Recycling-Baustoffverordnung erfassten Recycling-Baustoffe aus industriell hergestell-
ten Gesteinskörnungen direkt aus der Produktion der Qualitätsklasse D für die Herstellung von Asphalt-
mischgut sind die zu prüfenden Parameter und Grenzwerte gemäß ÖNORM B 3140:2016, Anhang B.2, 
angegeben.

Im Zuge der Erstprüfung sind bei industriell hergestellten Gesteinskörnungen direkt aus der Produkti-
on die Festlegungen gemäß Abschnitt 6 zu berücksichtigen.

Tabelle 1 — Anforderungen an grobe und feine Gesteinskörnungen

Bezug zur ÖNORM EN 13043:2014 Für die CE-Kennzeichnung maßgebende  
Kategoriena bzw. Werte

Abschnitt Merkmal für die Verwendung 
in Deckschichten

für die Verwendung 
in Tragdeckschich-
ten und Tragschich-

ten
4.1.2 Siebgrößen zur Festlegung der Korngruppen 0, 1, 2, 4, 5, 8, 11, 16, 22 und 32  

(ausgewählt aus Grundsiebsatz und Ergän-
zungssiebsatz 1)

4.1.3 Korngrößenverteilung gemäß ÖNORM EN 933‑1 GC90/15, GF85 
im Allgemeinen Korn-
gruppen 0/1, 0/2, 2/4, 
2/5, 4/8, 8/11, 11/16 

und 16/22

GC90/20, GF85, GA90 
alle Korngruppen und 
Gesteinskörnungsge-

mische

4.1.3.2 Korngrößenverteilung gemäß ÖNORM EN 933‑1 für 
feine Gesteinskörnungen

GTC10, GTC20, GTCNR GTCNR

4.1.4 Gehalt an Feinanteilenb gemäß ÖNORM EN 933‑1 grob: f0,5, f1 
fein: f3, f10, f16

grob: f2 
fein: fNR

4.1.5 Qualität der Feinanteile gemäß ÖNORM EN 933‑9 MBF10, MBFNR MBFNR

4.1.6 Kornform von groben Gesteinskörnungen gemäß 
ÖNORM EN 933‑3

FINR

4.1.6 Kornform von groben Gesteinskörnungen gemäß 
ÖNORM EN 933‑4

SI15 SI20, SI25, SI30, SI35, 
SI50

4.1.7 Anteil gebrochener Körner in groben Gesteinskör-
nungen gemäß ÖNORM EN 933‑5

C100/0, C90/1 C100/0, C90/1, C50/10, 
C50/30, CNR

4.1.8 Kantigkeit von feinen Gesteinskörnungen gemäß 
ÖNORM EN 933‑6:2002, Abschnitt 8

ECS35c ECS35c, ECS30c, ECSNR

ÖNORM B 3130:2016-08
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Bezug zur ÖNORM EN 13043:2014 Für die CE-Kennzeichnung maßgebende  
Kategoriena bzw. Werte

Abschnitt Merkmal für die Verwendung 
in Deckschichten

für die Verwendung 
in Tragdeckschich-
ten und Tragschich-

ten
4.2.2 Widerstand gegen Zertrümmerung gemäß ÖNORM 

EN 1097‑2:1998, Abschnitt 5, geprüft an der Korn-
klasse 8/11

LA20, LA25 LA25, LA30, LA40

4.2.3 Widerstand gegen Polieren gemäß ÖNORM EN 1097‑8 PSV50, PSV44, PSVange-
gebend

PSVangegebend (nur für 
Tragdeckschichten), 

PSVNR

4.2.4 Widerstand gegen Oberflächenabrieb gemäß ÖNORM 
EN 1097‑8:1999, Anhang A AAVNR

4.2.5 Widerstand gegen Verschleiß gemäß ÖNORM EN 1097‑1 MDENR
4.2.6 Widerstand gegen Spikeabrieb gemäß ÖNORM 

EN 1097‑9
ANNR

4.2.7.1 Rohdichte gemäß ÖNORM EN 1097‑6 als ρa anzugeben; geforderte Bandbreite 
0,06 Mg/m3 

(zB 2,70 Mg/m3 bis 2,76 Mg/m3)
4.2.9.2 Widerstand gegen Frost-Tau-Wechsel an der Korn-

klasse 8/16 gemäß ÖNORM EN 1367‑1 F1e F2e

4.2.10 Widerstand gegen Hitzebeanspruchung gemäß 
ÖNORM EN 1367‑5 nicht gefordert

4.2.11 Affinität von groben Gesteinskörnungen zu Bitu-
men gemäß ÖNORM EN 12697‑11 nicht gefordert

4.2.12 Sonnenbrand von Basalt gemäß ÖNORM EN 1367‑3 SBLA

4.3.2 Bezeichnung gemäß ÖNORM EN 932‑3 stichwortartige Beschreibung der wesentli-
chen  

petrographischen Eigenschaften
4.3.4.1 Raumbeständigkeit: Dicalciumsilicat-Zerfall 

von Hochofenstückschlacke gemäß ÖNORM 
EN 1744‑1:1998, Abschnitt 19.1

Prüfung bestanden

4.3.4.2 Raumbeständigkeit: Eisenzerfall von Hochofen-
stückschlacke gemäß ÖNORM EN 1744‑1:1998, 
Abschnitt 19.2

Prüfung bestanden

4.3.4.3 Raumbeständigkeit von Gesteinskörnun-
gen aus Stahlwerksschlacke gemäß ÖNORM 
EN 1744‑1:1998, Abschnitt 19.3

V3,5 V6,5

a	 Die Kategorie „NR“ oder „nicht gefordert“ führt in der Herstellererklärung zur Angabe „NPD“.
b	 Ist der Gehalt an Feinanteilen größer als 10 % der Masse, so muss er den in Tabelle 2 (gemäß 5.3.2 und 5.3.3.1) 
festgelegten Anforderungen an Füller entsprechen.
c	 Festzustellen an der Kornklasse 0,063/2 von feinen Gesteinskörnungen und von Gesteinskörnungsgemischen 
0/D.
d	 In der Kategorie PSVangegeben ist der garantierte Zahlenwert (<44) anzugeben.
e	 Bei WA241 gilt F1 und bei WA242 gilt F2 als erfüllt.

ÖNORM B 3130:2016-08
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Tabelle 2 — Anforderungen an Füller

Bezug zur ÖNORM EN 13043:2014 Für die CE-Kennzeichnung maßgebende  
Kategoriena bzw. Werte

Abschnitt Merkmal für die Verwendung 
in Deckschichten

für die Verwendung 
in Tragdeckschich-
ten und Tragschich-

ten
5.2.1 Korngrößenverteilung gemäß ÖNORM EN 933‑10 ÖNORM EN 13043:2014, Tabelle 24
5.2.2 Schädliche Feinanteile gemäß ÖNORM EN 933‑9 MBFNR

5.3.2 Rohdichte gemäß ÖNORM EN 1097‑7 angegebener Wert
5.3.3.1 Trockenhohlraumgehalt gemäß ÖNORM EN 1097‑4 V28/38 V28/45

5.3.3.2 Delta-Ring und Kugel gemäß ÖNORM EN 13179‑1 ΔR&BNR
5.4.1 Wasserlöslichkeit gemäß ÖNORM EN 1744‑4 WSNR

5.4.2 Wasserempfindlichkeit gemäß ÖNORM EN 1744‑1 nicht gefordert
5.4.3 Calcium-Carbonatgehalt von Carbonatfüllern gemäß 

ÖNORM EN 196‑21 CC80

5.4.4 Calciumhydroxidgehalt von Mischfüllern gemäß 
ÖNORM EN 459‑2 Ka25

5.5.2 Bitumenzahl gemäß ÖNORM EN 13179‑2 BN28/39, BNNR
a	 Die Kategorie „NR“ oder „nicht gefordert“ führt in der Herstellererklärung zur Angabe „NPD“.

4.5	 Weitere Anforderungen

Im Rahmen der CE-Kennzeichnung erfolgt nachstehende Angabe auf freiwilliger Basis:

Anforderung an den Polierwiderstand von feinen Gesteinskörnungen (PWS) gemäß RVS 11.06.23:

PWS: ≥ 0,50 für Heißmischgut mit Gesteinsklasse GS gemäß Reihe ÖNORM B 358x.

5	 Bezeichnung von Gesteinskörnungen

5.1	 Bezeichnung von natürlichen Gesteinskörnungen

Die Kennzeichnung von natürlichen Gesteinskörnungen, die gemäß dieser ÖNORM produziert werden, 
besteht aus den Korngrößen d und D.

BEISPIEL 1	 Eine natürliche Gesteinskörnung der Korngruppe 8/11 wird wie folgt gekennzeichnet: 8/11

5.2	 Bezeichnung von rezyklierten Gesteinskörnungen aus natürlichem Gestein

Die Kennzeichnung von rezyklierten Gesteinskörnungen aus natürlichem Gestein, die gemäß dieser 
ÖNORM produziert werden, setzt sich zusammen aus:

—	 den Korngrößen d und D und

—	 der entsprechenden Qualitätsklasse.

BEISPIEL 2	 Eine natürliche Gesteinskörnung der Korngruppe 8/11 und der Qualitätsklasse U-B wird wie folgt 
gekennzeichnet: 8/11, U-B

ÖNORM B 3130:2016-08
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5.3	 Bezeichnung von industriell hergestellten Gesteinskörnungen direkt aus der 
Produktion

Die Kennzeichnung von industriell hergestellten Gesteinskörnungen direkt aus der Produktion, die ge-
mäß dieser ÖNORM produziert werden, setzt sich zusammen aus:

—	 den Korngrößen d und D und

—	 der entsprechenden Qualitätsklasse.

BEISPIEL 3	 Eine industriell hergestellte Gesteinskörnung direkt aus der Produktion der Korngruppe 8/11 
und der Qualitätsklasse D wird wie folgt gekennzeichnet: 8/11, D

6	 Erstprüfung

Für alle Arten von Gesteinskörnungen gilt, dass im Rahmen der Erstprüfung gemäß ÖNORM 
EN 13043:2014, Abschnitt 6.2 vorzugehen ist.

Für rezyklierte Gesteinskörnungen aus natürlichem Gestein der Qualitätsklassen U-A, U-B, U-E, B-B und 
B-C für die Herstellung von Asphaltmischgut sind die zu prüfenden Parameter und Grenzwerte für die 
Erstprüfung gemäß ÖNORM B 3140:2016, Anhang B.2 einzuhalten.

Für rezyklierte Gesteinskörnungen aus natürlichem Gestein der Qualitätsklasse B-D für die Herstellung 
von Asphaltmischgut ist in der Erstprüfung zusätzlich der gutachterliche Nachweis zu erbringen, dass 
in dieser keine industriell hergestellten Gesteinskörnungen enthalten sind, d. h. dass erhöhte Parameter 
und Grenzwerte geogen bedingt sind.

Bei industriell hergestellten Gesteinskörnungen direkt aus der Produktion ist gemäß Recycling-Baus-
toffverordnung, Anhang 3, Abschnitt 3.1 vorzugehen.

7	 Werkseigene Produktionskontrolle

Es ist gemäß ÖNORM EN 13043:2014, Anhang B vorzugehen, wobei hinsichtlich der Mindestprüfhäufig-
keiten folgende Präzisierungsregelungen gelten:

—	 Als Jahr gilt 1 Kalenderjahr.

—	 Als Monat gilt eine Periode von 20 Produktionstagen.

—	 Als Woche gilt eine Periode von 5 Produktionstagen.

—	 Zweimal im Jahr bedeutet ein Intervall von 4 bis 8 Kalendermonaten zwischen den beiden Prüfun-
gen. Dies ist anzuwenden, wenn die Gesamtproduktionsdauer 80 Produktionstage übersteigt.

—	 Prüfhäufigkeit von PWS: falls gefordert analog zu PSV.

Bei industriell hergestellten Gesteinskörnungen sind die umweltrelevanten Inhaltsstoffe mindestens 
einmal jährlich zu prüfen. Der Parameterumfang ist im Zuge der Erstprüfung auf Basis der gemäß Ab-
schnitt 6 geforderten Untersuchung festzulegen.

Im Rahmen der werkseigenen Produktionskontrolle sind Alternativmethoden zulässig, wenn eine aus-
reichende Korrelation mit dem Referenzverfahren nachgewiesen werden kann.

8	 Konformitätsnachweis

Zur Bestätigung der Konformität ist in Österreich das System 2+ gemäß ÖNORM EN 13043:2014, Tabelle 
ZA.2a) anzuwenden.

Es ist zu allen Merkmalen gemäß ÖNORM EN 13043:2014, Anhang ZA in der Herstellererklärung durch 
Angabe einer Kategorie oder eines Wertes oder eines Schwellenwertes oder „NPD“ Stellung zu nehmen. 

ÖNORM B 3130:2016-08
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Die Angaben haben gemäß ÖNORM EN 13043:2014, Tabellen ZA.1a) und ZA.1b), Spalte „Anmerkungen“ 
zu erfolgen.

Hinsichtlich der Beurteilung der Gleichwertigkeit von „LA-Wert geprüft an 8/11“ und „LA-Wert geprüft 
an 10/14“ wird auf FENZ G. et. al. [3] verwiesen.

ÖNORM B 3130:2016-08
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WICHTIGE INFORMATIONEN FÜR NORM-ANWENDER

Normen sind Regeln

Normen werden im Dialog und Konsens aller Betroffenen und Interessierten entwickelt. Sie legen Anforderungen 
an Produkte, Dienstleistungen, Systeme und Qualifikationen fest und definieren, wie die Einhaltung dieser 
Anforderungen überprüft wird. Von Ihrem Wesen her sind Normen Empfehlungen. Ihre Anwendung ist somit 
freiwillig, aber naheliegend, denn Normen dokumentieren den aktuellen Stand der Technik: das, was in einem 
bestimmten Fachgebiet „Standard“ ist. Dafür bürgen das hohe Fachwissen und die Erfahrung der Expertinnen und 
Experten in den zuständigen Komitees auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene sowie die Kompetenz 
von Austrian Standards Institute / Ö� sterreichisches Normungsinstitut und seiner Komitee-Manager.

Aktualität des Normenwerks 

Analog zur technischen und wirtschaftlichen Weiterentwicklung unterliegen Normen einem kontinuierlichen 
Wandel. Sie werden vom zuständigen Komitee laufend auf Aktualität überprüft und bei Bedarf überarbeitet und 
dem aktuellen Stand der Technik angepasst. Für den Anwender von Normen ist es daher wichtig, immer Zugriff 
auf die neuesten Ausgaben der Normen seines Fachgebiets zu haben, um sicherzustellen, dass seine Produkte und 
Produktionsverfahren bzw. Dienstleistungen den Markterfordernissen entsprechen.

Wissen um Veränderungen

Ä� nderungen in den Normenwerken informiert zu sein und um stets Zugriff auf die jeweils gültigen Fassungen zu haben, 
bietet die Austrian Standards plus GmbH den Norm-Anwendern zahlreiche und auf Ihre Bedürfnisse zugeschnittene 
Angebote. Das reicht von klassischen Fachgebiets-Abonnements bis hin zu innovativen kundenspezifischen Online-
Lösungen und Update-Services. Die Austrian Standards plus GmbH ist ein hundertprozentiges Tochterunternehmen 
von Austrian Standards Institute.

Internationale und ausländische Normen & Regelwerke 

Ü� ber Austrian Standards plus Publishing können auch Internationale Normen (ISO) sowie Normen und Regelwerke 
aus allen Ländern der Welt bezogen werden – ein besonders wichtiger Service für die exportorientierte Wirtschaft. 
Ebenso sind Dokumente anderer österreichischer Regelsetzer bei Austrian Standards plus Publishing erhältlich.

Weiterbildung zu Normen

Austrian Standards bietet Ihnen verschiedene Weiterbildungsformate – von Workshops und Seminaren bis hin 
zu Lehrgängen. Experten, die zum Großteil selbst an der Entwicklung der Normen mitwirken, vermitteln Ihnen 
Informationen und Know-how aus erster Hand.

Normkonformität 

Um die Einhaltung von Normen objektiv nachweisen zu können, bietet Ihnen Austrian Standards die Möglichkeit der 
Zertifizierung von Produkten, Dienstleistungen und Personen auf Normkonformität.

Kontakt

Customer Service 
Tel.: +43 1 213 00-300
Fax: +43 1 213 00-818
E-Mail: sales@austrian-standards.at
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Vorwort 

Die vorliegende ÖNORM regelt den organisatorischen und technischen Bereich für den Rückbau von Bau-
werken, während die ÖNORM B 2251 (Werkvertragsnorm) Verfahrens- und Vertragsbestimmungen für die 
Ausführung von Abbrucharbeiten in Form eines Rückbaus enthält.  

Geschlechtsbezogene Aussagen in dieser ÖNORM sind auf Grund der Gleichstellung für beiderlei Ge-
schlecht aufzufassen bzw. auszulegen. 

1 Anwendungsbereich  

Die vorliegende ÖNORM beschreibt die bei der Projektierung und Ausführung erforderlichen Maßnahmen für 
einen Rückbau von Bauwerken und legt die Grundsätze für die Trennung der einzelnen Materialien im Hin-
blick auf die Verwertung oder Beseitigung fest. Ziel des Rückbaus ist es, sortenreine Abfallfraktionen zu erhal-
ten, die möglichst frei von Schad- und Störstoffen sind. 

Wenn ökologisch zweckmäßig, technisch möglich und nicht mit unverhältnismäßigen Kosten verbunden, sind 
die beim Rückbau anfallenden Abfälle einer Verwertung zuzuführen. Demzufolge müssen Schad- und Stör-
stoffe erkundet und separiert werden, um verwertbare Abbruchmaterialien möglichst sortenrein zu gewinnen.  

Die vorliegende ÖNORM regelt den Rückbau von Bauwerken im Hoch- und Tiefbau, einschließlich Linien-
bauwerke und befestigte Flächen. 

Hinsichtlich des Umganges mit asbesthaltigen Materialien wird auf die ÖNORM M 9406 verwiesen. 

2 Normative Verweisungen 

Die folgenden zitierten Dokumente sind für die Anwendung dieses Dokuments erforderlich. Bei datierten Ver-
weisungen gilt nur die in Bezug genommene Ausgabe. Bei undatierten Verweisungen gilt die letzte Ausgabe 
des in Bezug genommenen Dokuments (einschließlich aller Änderungen). Rechtsvorschriften sind immer in 
der jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

ÖNORM B 2251, Abbrucharbeiten – Werkvertragsnorm 

ONR 192130, Schadstofferkundung von Gebäuden vor Abbrucharbeiten 

3 Begriffe 

Für die Anwendung dieser ÖNORM gelten die folgenden Begriffe: 

3.1 
Asbest  
Gruppe von in der Natur vorkommenden silikatischen Mineralen mit faseriger Struktur, welche je nach Che-
mismus und Kristallstruktur in Serpentinasbest und in Amphibolasbeste unterteilt werden  

Asbest wurde in Bauprodukten mit unterschiedlicher Bindung eingesetzt (zB Asbestzement). 

3.2 
befestigte Fläche 
Konstruktion eines flächigen Bauwerkes, das für sich alleinstehend eine Funktion erfüllt 

BEISPIEL Parkplätze, Lagerplätze, Sportplätze. 
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3.3 
Entrümpelung 
Entfernen von mobilen Einrichtungsgegenständen und sonstigen gelagerten Materialien  

Unter Entrümpelung fallen zB die Entfernung von Mobiliar, Einbauküchen, Einbauschränken, Gerümpel, fes-
ten Brennstoffen. 

3.4 
Freigabezustand 
rohbauähnlicher Zustand des Bauwerks nach Entfernen der Schad- und Störstoffe gemäß Rückbaukonzept 

3.5 
Hauptbestandteil 
Materialien, einschließlich Materialverbunde, die mit mehr als 5 Prozent des Volumens, bezogen auf die vor-
handenen Materialien im zum Rückbau vorgesehenen Teil des Bauwerkes, vorkommen 

3.6 
Linienbauwerk 
longitudinales Bauwerk, welches Infrastrukturaufgaben erfüllt 

BEISPIEL Straßen, Wege, Gleisanlagen, Tunnel, Leitungen, Kanäle. 

ANMERKUNG Hoch- oder Tiefbauten, die im unmittelbaren Zusammenhang mit Linienbauwerken stehen, zählen im 
Sinne dieser ÖNORM nicht zu Linienbauwerken (zB Autobahnraststätten, Stellwerke, Kläranlagen, Brücken). 

3.7 
orientierende Schad- und Störstofferkundung 
Erkundung von Schad- und Störstoffen durch eine rückbaukundige Person 

3.8 
Rückbau 
Abbruch eines Bauwerkes oder von Teilen eines Bauwerkes mit dem Ziel, die anfallenden Bau- und Abbruch-
abfälle weitgehend einer Wiederverwendung, Vorbereitung zur Wiederverwendung oder einem Recycling 
zuzuführen  

Dabei wird die Trennung der anfallenden Bau- und Abbruchabfälle unter Berücksichtigung der Schadstoffge-
halte angestrebt, so dass eine Vermischung oder Verunreinigung der anfallenden Bau- und Abbruchabfälle 
minimiert und ein Entweichen von Schadstoffen verhindert wird (zB zerstörungsfreier Rückbau von (H)FCKW-
geschäumten Dämmstoffen). 

Für die Berechnung der Masse der Bau- und Abbruchabfälle wird nur die Summe der Hauptbestandteile, aus-
genommen Bodenaushubmaterial, herangezogen. 

ANMERKUNG Der Rückbau umfasst auch Tätigkeiten wie Umbau, Renovierung, Sanierung, Reparatur, Bauarbei-
ten, Abbau von Fertigteilen, Abbauarbeiten, Abbrucharbeiten, Instandhaltungsarbeiten, Instandsetzungsarbeiten, sofern 
Baurestmassen anfallen. 

3.9 
Rückbaukonzept 
strukturierte schriftliche Dokumentation der geplanten Maßnahmen zum Rückbau  

3.10 
rückbaukundige Person 
Person, die eine bautechnische oder chemische Ausbildung besitzt und Kenntnisse über Abbrucharbeiten, 
Abfall- und Bauchemie sowie Abfallrecht (insbesondere AWG 2002, Abfallverzeichnisverordnung, Deponie-
verordnung 2008 sowie baurelevante, auf dem AWG aufbauende Verordnungen) aufweist 
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3.11 
Schadstoff 
Stoff, der entweder selbst oder im Zusammenwirken mit anderen Stoffen oder durch seine Abbauprodukte 
oder Emissionen Mensch oder Umwelt schädigen oder beeinträchtigen oder zu einer Wertminderung bzw. 
Nutzungseinschränkung von Bauwerken führen kann 

3.12 
umfassende Schad- und Störstofferkundung 
Erkundung von Schadstoffen gemäß ONR 192130 durch eine befugte Fachperson oder Fachanstalt gemäß 
AWG 2002 und von Störstoffen 

3.13 
Störstoff 
Material, das die vorgesehene Behandlung oder einen Behandlungsschritt verhindert oder erschwert 

3.14 
Verbundbaustoff 
Baustoff aus unterschiedlichen Materialien, bei dem eine sortenreine Trennung technisch oder ökonomisch 
unverhältnismäßig ist  

BEISPIEL Verklebte Materialien, Mischmaterialien, Holzbetonstein. 

4 Organisatorischer Ablauf der Maßnahmen 

Die Anforderungen an den Regelablauf bei Rückbauten, bei denen mehr als 100 t Bau- und Abbruchabfälle, 
ausgenommen Bodenaushubmaterial, anfallen, sind in Anhang C dargestellt. 

5 Schad- und Störstoffe im zum Rückbau vorgesehenen Teil des Bauwerkes  

Schad- und Störstoffe in Bauwerken sind vor einer Rückbaumaßnahme festzustellen. Eine umfassende 
Schad- und Störstofferkundung ist gemäß einschlägigen Rechtsvorschriften sowie ONR 192130 durch eine 
befugte Fachperson oder Fachanstalt durchzuführen.  

Die umfassende Schad- und Störstofferkundung ist jedenfalls bei einem geplanten Rückbau von mehr als 
3 500 m3 umbautem Raum durchzuführen. Im Zuge dieser umfassenden Erkundung ist auch das Vorhanden-
sein von Störstoffen gemäß 7.3 zu prüfen und zu bewerten. 

Erfolgt keine umfassende Schad- und Störstoffstofferkundung gemäß ONR 192130, so ist eine orientierende 
Schad- und Störstofferkundung des zum Rückbau vorgesehenen Bauwerkes für alle in 7.2 und 7.3 angeführ-
ten Schad- und Störstoffe vorzunehmen. 

Diese orientierende Schad- und Störstofferkundung ist durch eine rückbaukundige Person im Auftrag des 
Bauherrn vor dem Rückbau durchzuführen. Folgende Punkte sind dabei zu berücksichtigen:  

– In der Recherchephase sind Unterlagen und/oder Informationen zum Bauwerk, dessen Standort und 
dessen bisheriger Nutzung zu erheben. 

– Eine Begehung des Bauwerkes ist durchzuführen. 

– Bei Verdacht auf Schad- oder Störstoffe, die einer Verwertung der mineralischen Baurestmassen entge-
genstehen, können Untersuchungen zweckmäßig sein (zB analytische Untersuchungen). 

– Die Ergebnisse der Recherche und Begehung sind in einem Formular gemäß Anhang A zu dokumentieren. 

Abweichend davon ist beim Rückbau von Linienbauwerken oder befestigten Flächen keine umfassende 
Schadstofferkundung erforderlich, die Anforderungen an eine orientierende Schadstofferkundung sind auch 
mit einer chemisch-analytischen Voruntersuchung (zB Bohrkernbeprobung oder grundlegenden Charakterisie-
rung gemäß Deponieverordnung 2008) erfüllt. 
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Die Schad- oder Störstofferkundung darf entfallen, wenn bei einem Rückbauvorhaben weniger als 100 t Bau- 
und Abbruchabfälle, ausgenommen Bodenaushubmaterial, anfallen. 

6 Rückbaukonzept 

6.1 Allgemeines 

Das Rückbaukonzept beschreibt Art, Umfang und Organisation des Rückbaus. Es regelt die Aufgaben, Maß-
nahmen und Verantwortungsbereiche der Beteiligten und der Organisation (einschließlich der Dokumentation) 
des Rückbaus in den verschiedenen Phasen. 

Das Rückbaukonzept ist gemäß Anhang B im Auftrag des Bauherrn vor dem Rückbau zu dokumentieren (in 
Papierform oder elektronisch). Bei größeren Rückbauvorhaben ist das Formular bei Bedarf entsprechend zu 
ergänzen.  

Die Entrümpelung ist nicht Bestandteil des Rückbaus. 

In folgenden Fällen ist kein Rückbaukonzept erforderlich: 

– Linienbauwerke, 

– befestigte Flächen, 

– Rückbau, bei dem weniger als 100 t Bau- und Abbruchabfälle, ausgenommen Bodenaushubmaterial, 
anfallen. 

6.2 Objektbeschreibung 

Die Objektbeschreibung ist gemäß ÖNORM B 2251 zu erstellen. 

Die Objektbeschreibung ist im Auftrag des Bauherrn der Ausschreibung beizulegen bzw. bei Einholung des 
Anbots für den Rückbau zu übergeben. Die Objektbeschreibung ist die Basis für die Erstellung des Rückbau-
konzeptes. 

6.3 Planung des Rückbaus 

6.3.1 Baustoffbezogene Massenabschätzung der Hauptbestandteile 

Es ist die Masse abzuschätzen für: 

– Asphalt, 

– Beton, 

– Aushubmaterial, 

– Holz, 

– Metalle, 

– sonstige Hauptbestandteile (zB Verbundmaterialien, Mauerwerk, Glas, Gips). 

6.3.2 Trennung der Materialien 

Das Rückbaukonzept hat konkrete Maßnahmen hinsichtlich der Trennung der in 6.3.1 genannten Hauptbe-
standteile zu enthalten.  
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6.3.3 Mobile Behandlung vor Ort 

Wenn mineralische Baurestmassen vor Ort aufbereitet werden sollten, sind die Platzverhältnisse zu berück-
sichtigen. Eine geeignete Situierung der Behandlungsanlage ist vom Bauherrn planlich darzustellen und die 
Verfügbarkeit der Fläche vertragsrechtlich sicherzustellen. Anforderungen an die Materialart und -qualität der 
aufbereiteten Recycling-Baustoffe sind im Rückbaukonzept zu berücksichtigen. Hierbei ist insbesondere das 
Vorhandensein von Störstoffen (zB Gips) zu beachten. 

6.3.4 Wiederverwendung von Bauteilen 

Es ist zu überprüfen, ob Bauteile im Bauwerk selbst oder anderwärts wiederverwendet werden können. 

ANMERKUNG Zur Unterstützung der Wiederverwendung und Verwertung können auch die Dienste einer Recyc-
lingbörse (zB Recyclingbörse Bau) in Anspruch genommen werden. 

6.3.5 Baustelleneinrichtungsflächen für die Sammellogistik 

Das Rückbaukonzept hat notwendige Baustelleneinrichtungsflächen für die Sammellogistik zu berücksichti-
gen. Diese sind vom Bauherrn planlich darzustellen und vertragsrechtlich sicherzustellen. Insbesondere ist 
auf die erforderlichen Flächen für die Lagerung und Manipulation der Fraktionen Rücksicht zu nehmen.  

6.3.6 Planliche Darstellungen 

Falls es einen Baustellen-Einrichtungsplan gibt, der auch die Sammlung oder Behandlung der anfallenden 
Abfallfraktionen umfasst, ist dieser dem Rückbaukonzept beizulegen. 

7 Rückbau 

7.1 Allgemeines 

Vor dem Rückbau ist eine Entrümpelung durchzuführen.  

Die Schadstoffe gemäß 7.2 und die Störstoffe gemäß 7.3 sind zu entfernen. Sollte davon abgewichen werden, 
ist dies im Rückbaukonzept zu begründen. 

Bei Linienbauwerken und befestigten Flächen gilt 7.5. 

7.2 Zu entfernende Schadstoffe 

Es sind insbesondere folgende Schadstoffe auszuräumen und zu demontieren: 

– künstliche Mineralfasern (lose verlegt, wenn gesundheitsgefährdend), 

– mineralölhaltige Bauteile (zB Tank), 

– radioaktive Rauchmelder, 

– Industriekamine und -schlote (zB Schamotteverkleidungen von Heiz- und Industriekaminen), 

– (H)FCKW-haltige Dämmstoffe oder Bauteile (zB Sandwich-Elemente), 

– Schlacken (zB in Zwischenböden eingebaute Schlacken), 

– ölverunreinigte oder sonstig verunreinigte Böden,  

– Brandschutt oder Bauschutt mit schädlichen Verunreinigungen,  

– Isolierungen mit PCB, 

– schadstoffhaltige elektrische Bestandteile und Betriebsmittel (zB Hg-haltige Gasdampflampen, Leucht-
stoffröhren, Energiesparlampen; PCB-haltige Kondensatoren, sonstige PCB-haltige elektrische Betriebs-
mittel, Kabel mit sonstigen Isolierflüssigkeiten),  
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– Kühlmittel und Isoliermaterialien in Kühl- und Klimageräten mit (H)FCKW, 

– PAK-haltige Materialien (zB Teerasphalt, Teerpappe, Korkstein, Schlacke), 

– salz-, öl-, teeröl- oder phenolölimprägnierte oder -haltige Bauteile (zB Holzbauteile, Pappen, Schwellen, 
Masten), 

– asbesthaltige Materialien (zB Asbestzement, Spritzasbest, Nachtspeicheröfen, asbesthaltige Bodenbeläge), 

– sonstige gefährliche Stoffe. 

Bei obig angeführten Materialien ist besondere Umsicht geboten, da die überwiegende Anzahl als gefährlicher 
Abfall zu entsorgen ist. 

7.3 Zu entfernende Störstoffe 

Es sind insbesondere folgende Störstoffe auszuräumen und zu demontieren: 

– stationäre Maschinen (zB haustechnische Anlagen), Elektrogeräte, 

– Fußbodenaufbauten, Doppelbodenkonstruktionen, 

– nicht-mineralische Boden- oder Wandbeläge (ausgenommen Tapeten), 

– abgehängte Decken, 

– Überputz-Installationen aus Kunststoff (zB Kabel, Kabelkanäle, Sanitäreinrichtungen), 

– Fassadenkonstruktionen und -systeme (zB vorgehängte Fassaden, Glasfassaden, Wärmedämm-
Verbundsysteme), 

– Abdichtungen (zB Bitumenpappe, Kunststofffolien), 

– gipshaltige Baustoffe (zB Gipskartonplatten, Gipsdielen, gipshaltige Fließestriche), ausgenommen gips-
haltige Wand- und Deckenputze sowie gipshaltige Verbundestriche, 

– Zwischenwände aus Kork, Porenbeton, zementgebundene Holzwolleplatten, Holz, Kunststoff, 

– Glas, Glaswände, Wände aus Glasbausteinen, 

– lose verbaute Mineralwolle, Glaswolle und sonstige Dämmstoffe, ausgenommen Trittschalldämmung, 

– Türen und Fenster (mit Ausnahme jener, die beim Abbruch als Staubschutz dienen), 

– Pflanzen und Erde (zB von Grün-Flachdächern). 

7.4 Freigabezustand  

Die Erreichung des Freigabezustandes gemäß Rückbaukonzept ist von einer rückbaukundigen Person bzw. 
einer befugten Fachperson oder Fachanstalt im Auftrag des Bauherrn zu bestätigen. Dies gilt nicht bei Linien-
bauwerken, befestigten Flächen und bei Bauvorhaben, bei denen weniger als 100 t Bau- und Abbruchabfälle, 
ausgenommen Bodenaushubmaterial, anfallen. 

7.5 Maßnahmen für den maschinellen Rückbau 

Falls nach Erreichung des Freigabezustandes ein maschineller Rückbau erfolgen soll, ist eine Zerlegung des 
verbliebenen Bauwerkes in möglichst sortenreine Fraktionen, insbesondere der in 6.3.1 angeführten Haupt-
bestandteile, durchzuführen.  

Bei Linienbauwerken und befestigten Flächen sind identifizierte Schadstoffquellen, wie zB verunreinigte Bö-
den, teerhaltige Materialien, im Zuge des maschinellen Abbruchs zu entfernen. 
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Anhang A 
(normativ) 

 
Formblatt: Orientierende Schad- und Störstofferkundung 

1 Allgemeines 

1.1 Eindeutige KENNUNG dieser Dokumentation: 
 
 
 
1.2 BEZEICHNUNG des Rückbauvorhabens: 
 
 
 
 

 

 
1.3 BAUHERR, in dessen Namen das Rückbauvorhaben durchgeführt wird – Name und Anschrift: 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.4 GLN  
(falls im eRAS registriert): 

             

 
1.5 RÜCKBAUKUNDIGE PERSON, die die Schad- und Störstofferkundung durchführt – Name, Firma und Anschrift: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
1.6 VORNUTZUNG des/der Bauwerks(e): 
 
 
 
 
 
1.7 SCHADSTOFFBELASTUNG, die bekannt oder aufgrund der Vornutzung zu erwarten ist: 
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1.8 CHEMISCH-ANALYTISCHE VORUNTERSUCHUNGEN (falls durchgeführt) – Kennung, Beschreibung und Ergebnis: 
 
 
 
 
 
 

2 Ergebnisse der Erkundung von Schadstoffen 

Schadstoffe Vorhanden? 
Anmerkung (zB geschätzte 

Masse, Anzahl) 

2.1 künstliche Mineralfaser (lose verlegt, wenn ge-
sundheitsgefährdend) 

 JA  NEIN  

2.2 mineralölhaltige Bauteile (zB Tank)  JA  NEIN  

2.3 radioaktive Rauchmelder  JA  NEIN  

2.4 Industriekamine und -schlote (zB Schamottever-
kleidungen von Heiz- und Industriekaminen) 

 JA  NEIN  

2.5 (H)FCKW-haltige Dämmstoffe oder Bauteile  
(zB Sandwich-Elemente) 

 JA  NEIN  

2.6 Schlacken (zB in Zwischendecken eingebaute 
Schlacken) 

 JA  NEIN  

2.7 ölverunreinigte oder sonstig verunreinigte Böden  JA  NEIN  

2.8 Brandschutt oder Bauschutt mit schädlichen Ver-
unreinigungen 

 JA  NEIN  

2.9 Isolierungen mit PCB  JA  NEIN  

2.10 schadstoffhaltige elektrische Bestandteile und 
Betriebsmittel (zB Hg-haltige Gasdampflampen, 
Leuchtstoffröhren, Energiesparlampen; PCB-haltige 
Kondensatoren, sonstige PCB-haltige elektrische Be-
triebsmittel, Kabel mit sonstigen Isolierflüssigkeiten) 

 JA  NEIN  

2.11 Kühlmittel und Isoliermaterialien in Kühl- und 
Klimageräten mit (H)FCKW 

 JA  NEIN  

2.12 PAK-haltige Materialien (zB Teerasphalt, Teer-
pappe, Korkstein, Schlacke), 

 JA  NEIN  

2.13 salz-, öl-, teeröl- oder phenolölimprägnierte oder 
-haltige Bauteile  
(zB Holzbauteile, Pappen, Schwellen, Masten) 

 JA  NEIN  

2.14 asbesthaltiges Material (zB Asbestzement, 
Spritzasbest, Nachtspeicheröfen, asbesthaltige Bo-
denbeläge) 

 JA  NEIN  

2.15 sonstige gefährliche Stoffe  JA  NEIN  
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3 Ergebnisse der Erkundung von Störstoffen 

Störstoffe Vorhanden? 
Anmerkung (zB geschätzte 

Masse, Anzahl) 

3.1 stationäre Maschinen (zB haustechnische Anla-
gen), Elektrogeräte 

 JA  NEIN  

3.2 Fußbodenaufbauten und Doppelbodenkon-
struktionen 

 JA  NEIN  

3.3 nicht-mineralische Boden- oder Wandbeläge 
(ausgenommen Tapeten) 

 JA  NEIN  

3.4 abgehängte Decken  JA  NEIN  

3.5 Überputz-Installationen aus Kunststoff (zB Ka-
bel, Kabelkanäle, Sanitäreinrichtungen) 

 JA  NEIN  

3.6 Fassadenkonstruktionen (zB vorgehängte Fas-
saden, Glasfassaden, Wärmedämm-
Verbundsysteme) 

 JA  NEIN  

3.7 Abdichtungen (zB Bitumenpappe, Kunststoff-
folien) 

 JA  NEIN  

3.8 gipshaltige Baustoffe (zB Gipskartonplatten, 
Gipsdielen, gipshaltige Fließestriche), ausgenom-
men gipshaltige Wand- und Deckenputze sowie 
gipshaltige Verbundestriche 

 JA  NEIN  

3.9 Zwischenwände aus Kork, Porenbeton, zement-
gebundene Holzwollplatten, Holz, Kunststoff 

 JA  NEIN  

3.10 Glas, Glaswände, Wände aus Glasbausteinen  JA  NEIN  

3.11 lose verlegte Mineralwolle, Glaswolle und sons-
tige Dämmstoffe, ausgenommen Trittschalldäm-
mung 

 JA  NEIN  

3.12 Türen und Fenster (mit Ausnahme jener, die beim 
Abbruch als Staubschutz dienen) 

 JA  NEIN  

3.13 Pflanzen und Erden (zB von Grün-Flachdächern)  JA  NEIN  
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4 Angaben zur Begehung und sonstige Angaben 

 
4.1 BEGEHUNG durchgeführt am: 
 
 
 
 
 
 
4.2 Bei Begehung ANWESENDE PERSONEN: 
 
 
 
 
 
 
 
 
4.3 Bauwerksteile, die NICHT begangen und erkundet werden konnten: 
 
 
 
 
 
 
 

 
4.4 SONSTIGE ANGABEN (zusätzliche Schad- oder Störstoffe, rückbaurelevante, bauliche Besonderheiten, Skizzen 
u. dgl.): 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
  

Datum Unterschrift der rückbaukundigen Person  
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Anhang B 
(normativ) 

 
Formblatt: Rückbaukonzept  

1. Allgemeines 

Dieses Formular dokumentiert den geplanten Rückbau, bei dem voraussichtlich mehr als 100 t Bau- und Ab-
bruchabfälle, ausgenommen Bodenaushubmaterial, anfallen.  

Für die Berechnung der Masse der Bau- und Abbruchabfälle wird nur die Summe der Hauptbestandteile, aus-
genommen Bodenaushubmaterial, herangezogen. 

1.1 Eindeutige KENNUNG dieses Rückbaukonzepts: 
 
 
 
1.2 BEZEICHNUNG des Rückbauvorhabens: 
 
 
 
 
 
 
 

 
1.3 BAUHERR, in dessen Namen das Rückbauvorhaben durchgeführt wird – Name und Anschrift: 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.4 GLN  
(falls im eRAS registriert):

             

 
1.5 RÜCKBAUKUNDIGE PERSON bzw. BEFUGTE FACHPERSON ODER FACHANSTALT, die das Rückbaukon-
zept erstellt – Name, Firma und Anschrift: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

1.6 UMBAUTER RAUM des geplanten Rückbauvorhabens – Kubikmeter (m
3
):  
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2. Massenabschätzung der zu trennenden Hauptbestandteile  

 Abschätzung der Masse 

2.1 Asphalt 
   

        TONNEN 

   

2.2 Beton 
   

        TONNEN 

   

2.3 Aushubmaterial 
   

        TONNEN 

   

2.4 Holz 
   

        TONNEN 

   

2.5 Metalle 
   

        TONNEN 

   

2.6
a
 

…………………………….…………………… 

   

        TONNEN 

   

2.7
a
  

…………………………….…………………… 

   

        TONNEN 

   

2.8
a
 

.…………………………….…………………… 

   

        TONNEN 

   

a
   Hier sind weitere Hauptbestandteile einzutragen, zB Verbundmaterialien, Mauerwerk, Glas, Gips u. dgl 

 

3. Erkundung der Schad- und Störstoffe 

Es wurde folgende Ermittlung möglicher Schad- und Störstoffe durchgeführt (Dokumentation liegt bei): 
 

 orientierende Schad- und Störstofferkundung 
 

 umfassende Schadstofferkundung gemäß ONR 192130 

 

4. Entfernung der Schad- und Störstoffe 

4.1 UNTERNEHMEN, das/die die ENTFERNUNG der identifizierten SCHAD- UND STÖRSTOFFE vor dem maschinel-
len Rückbau durchführt/durchführen – Name und Anschrift: 
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4.2 BESONDERE ANGABEN zur Entfernung von Schad- und Störstoffen: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

5. Maschineller Rückbau 

Die Trennung der Hauptbestandteile erfolgt: 
 

 im Zuge des maschinellen Rückbaus vor Ort 
 
 

 durch folgende nachgeschaltete Sortieranlage(n) – Name, Anschrift, Art der Anlage 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

6. Zusätzliche Dokumente 

Diesem Formblatt sind folgende Dokumente anzuschließen: 
 

– Objektbeschreibung gemäß ÖNORM B 2251 

– Dokumentation der Schad- und Störstofferkundung (Formular orientierende Schad- und Störstofferkundung)  

– Baustelleneinrichtungsplan (falls vorhanden) 

 

 
 
 

 

Datum Unterschrift der rückbaukundigen Person bzw. der befugten Fachperson oder Fachanstalt
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Anhang C 
(informativ) 

 
Regelablauf eines Rückbaus 

Der Regelablauf eines Rückbaus ist in Abhängigkeit von der Art und des Umfangs gemäß Bild C.1 durchzu-
führen. 

 

Bild C.1  ―  Rückbau 

Rückbau 

umfassende Schad-
stofferkundung ge-
mäß ONR 192130 

durch befugte Fach-
person oder Fachan-
stalt sowie Erfassung 

der Störstoffe 

alternativ zu orientierende 
Schad- und Störstofferkun-
dung: chemisch-analytische 
Untersuchung (zB Bohrkern-
beprobung oder grundlegen-

de Charakterisierung) 

orientierende Schad- und Störstofferkundung durch 
rückbaukundige Person (Formular Anhang A) 

vo
r 

A
us

sc
hr

ei
bu

ng
 b

zw
. v

or
 E

in
ho

lu
ng

 
de

s 
A

ng
eb

ot
es

 
na

ch
 A

us
sc

hr
ei

bu
ng

, v
or

 m
as

ch
i-

ne
lle

m
 R

üc
kb

au
 

> 3500 m³ umbauter 
Raum 

< 3500 m³ umbau-
ter Raum und  
> 100 t Abfälle

Linienbauwerk und befes-
tige Flächen  

> 100 t Abfälle 

m
as

ch
in

el
le

r 
R

üc
kb

au
 

maschineller Rückbau der Hauptbestandteile 
oder nachgeschaltete Sortierung 

Rückbaukonzept (Formular Anhang B) 

Bestätigung des Freigabezustandes (formfrei) 

Entfernung identifizierter Schad- und Störstoffe 
gemäß Rückbaukonzept 

Entfernung identifizierter 
Schad-und Störstoffe im 
Zuge des maschinellen 

Rückbaus  

Objektbeschreibung 
gemäß 6.2 

Objektbeschreibung 
gemäß 6.2 
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WICHTIGE INFORMATIONEN FÜR NORM-ANWENDER

Normen sind Regeln

Normen werden im Dialog und Konsens aller Betroffenen und Interessierten entwickelt. Sie legen Anforderungen an Produkte, Dienstleis-
tungen, Systeme und Qualifikationen fest und definieren, wie die Einhaltung dieser Anforderungen überprüft wird. Von Ihrem Wesen her 
sind Normen Empfehlungen. Ihre Anwendung ist somit freiwillig, aber naheliegend, denn Normen dokumentieren den aktuellen Stand der 
Technik: das, was in einem bestimmten Fachgebiet „Standard“ ist. Dafür bürgen das hohe Fachwissen und die Erfahrung der Expertinnen 
und Experten in den zuständigen Komitees auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene sowie die Kompetenz von Austrian 
Standards Institute / Österreichisches Normungsinstitut und seiner Komitee-Manager.

Aktualität des Normenwerks 

Analog zur technischen und wirtschaftlichen Weiterentwicklung unterliegen Normen einem kontinuierlichen Wandel. Sie werden vom 
zuständigen Komitee laufend auf Aktualität überprüft und bei Bedarf überarbeitet und dem aktuellen Stand der Technik angepasst. Für 
den Anwender von Normen ist es daher wichtig, immer Zugriff auf die neuesten Ausgaben der Normen seines Fachgebiets zu haben, 
um sicherzustellen, dass seine Produkte und Produktionsverfahren bzw. Dienstleistungen den Markterfordernissen entsprechen.

Wissen um Veränderungen

Änderungen in den Normenwerken informiert zu sein und um stets Zugriff auf die jeweils gültigen Fassungen zu haben, bietet die 
Austrian Standards plus GmbH den Norm-Anwendern zahlreiche und auf Ihre Bedürfnisse zugeschnittene Angebote. Das reicht von 
klassischen Fachgebiets-Abonnements bis hin zu innovativen kundenspezifischen Online-Lösungen und Update-Services. Die Austrian 
Standards plus GmbH ist ein hundertprozentiges Tochterunternehmen von Austrian Standards Institute.

Internationale und ausländische Normen & Regelwerke 

Über Austrian Standards plus Publishing können auch Internationale Normen (ISO) sowie Normen und Regelwerke aus allen Ländern 
der Welt bezogen werden – ein besonders wichtiger Service für die exportorientierte Wirtschaft. Ebenso sind Dokumente anderer 
österreichischer Regelsetzer bei Austrian Standards plus Publishing erhältlich.

Weiterbildung zu Normen

Austrian Standards bietet Ihnen verschiedene Weiterbildungsformate – von Workshops und Seminaren bis hin zu Lehrgängen. Ex-
perten, die zum Großteil selbst an der Entwicklung der Normen mitwirken, vermitteln Ihnen Informationen und Know-how aus erster 
Hand.

Normkonformität 

Um die Einhaltung von Normen objektiv nachweisen zu können, bietet Ihnen Austrian Standards die Möglichkeit der Zertifizierung von 
Produkten, Dienstleistungen und Personen auf Normkonformität.

Kontakt

Customer Service 
Tel.: +43 1 213 00-300
Fax: +43 1 213 00-818
E-Mail: sales@austrian-standards.at

Austrian Standards
Heinestraße 38
1020 Wien
www.austrian-standards.at ISO 9001:2008 certified by SQS
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